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Vorwort

Die Wahl des Studiums ist nicht immer einfach, schlieBlich kann sie die bedeutendste
Entscheidung fiir die berufliche Zukunft sein. Ein juristisches Studium an einer dster-
reichischen Universitat schafft nicht nur ein starkes Fundament fir ein erfolgreiches
Arbeitsleben, sondern bedeutet auch aktive Mitarbeit bei der Stérkung und dem Erhalt

unseres Rechtsstaates.

Die dsterreichische Justiz bietet motivierten und engagierten Personen eine Fiille an
interessanten und spannenden Karrieremdglichkeiten. Fir eine funktionierende und
birgernahe Justiz braucht es Notar*innen und Rechtsanwélt*innen, Staatsanwalt*innen
und Richter*innen wie auch Diplomrechtspfleger*innen. In diesen Berufsgruppen kann
man gestalten und tragt zugleich auch groB3e Verantwortung fir die Gesellschaft und

unser Zusammenleben.

Justizpolitik ist immer auch Gesellschaftspolitik, denn sie betrifft alle Biirger*innen
unseres Landes und ist ausschlaggebend fir die Durchsetzung unserer Rechte. Auf
diese sind wir nicht nur in Konfliktféllen angewiesen, sondern sie sichern uns in allen
Lebensbereichen unverriickbar unsere Freiheit. Daher miissen wir diese Rechte laufend

starken, damit sie uns auch in Zukunft dienen kénnen.
Mit dieser Broschure kénnen sich Studieninteressierte und angehende Absolvent*innen
der Rechtswissenschaften einen ersten Uberblick iiber die unterschiedlichen Berufsfelder

im dsterreichischen Justizsystem verschaffen — inklusive Aufgaben und Leistungen.

Ich freue mich auf neue Kolleg*innen in der Justizwelt mit denen ich eines gemein habe:

die Leidenschaft fir unser Rechtssystem.

Ich wiinsche viel SpaB3 beim Lesen,

/m ﬂ!mfuv

/Dr.in Alma Zadi¢, LL.M.

Bundesministerin fir Justiz

Vorwort




1
Einleitung



1.1 Vorbemerkung

Die in dieser Broschiire verwendeten personenbezogenen Ausdriicke beziehen sich,
gemaB dem Personenstandsgesetz (vgl. Erkenntnis des VIGH vom 29.6.2018, G 77/2018),

auf beide Geschlechter gleichermaBen.

1.2 Allgemeines

Mit dieser Broschiire soll ein Uberblick tber die Berufe Richterin, Staatsanwéltin
und Rechtspflegerin in der &sterreichischen Gerichtsbarkeit gegeben, der Zugang
zu diesen Berufen erldutert und deren gesetzliche Grundlagen dargestellt werden.
Die darin enthaltenen Informationen beziehen sich — sofern nicht ausdriicklich
anders angegeben — ausschlieBlich auf die Gerichtsbarkeit des Bundes, also die
Gerichtsbarkeit in allgemeinen Zivil-, Handels-, Arbeits- und Sozialrechts- sowie
Strafsachen (,ordentliche oder Justizgerichtsbarkeit’; siehe auch Abschnitt 1.D.2.)
sowie die Entscheidung iiber Beschwerden gegen Behdrdenentscheidungen in
Angelegenheiten der unmittelbaren Bundesverwaltung mit Ausnahme des Finanzrechts
(Zusténdigkeit des Bundesverwaltungsgerichtes). Die Landesverwaltungsgerichte und
das Bundesfinanzgericht fallen hingegen nicht in die Zusténdigkeit des Justizressorts.

Die Berufe Richterin, Staatsanwaltin und Rechtspflegerin haben gemeinsam,
dass ihnen ein Dienstverhaltnis zur Republik Osterreich zugrunde liegt. AuBerdem
wird der freie Beruf Rechtsanwaltin und der einem freien Beruf angensherte Beruf
Notarin vorgestellt. Die Einschrénkung ,einem freien Berufe angenghert” ist deshalb
erforderlich, weil Notarinnen auch éffentliche Funktionen ausiiben und - als Gerichts-
kommissérinnen — gerichtliche Organe sind. Alle relevanten Rechtsgrundlagen - soweit
sie nicht hier im Anhang abgedruckt sind — kénnen wie das gesamte geltende Recht und
die Rechtsprechung verschiedenster Gerichte dazu kostenlos im Internet im sogenannten
Rechtsinformationssystem des Bundes (RIS) unter folgendem Link abgerufen werden:

http://www.ris.bka.gv.at

Die Berufe der Richterin, der Staatsanwéltin und der Rechtspflegerin sind, ebenso wie
der Beruf der Notarin, dem sogenannten ,Kernbereich der staatlichen Hoheitsver-
waltung“ zuzuordnen, sodass deren Ausiibung auch nach dem Beitritt Osterreichs zum
Europaischen Wirtschaftsraum und zur Européischen Union Personen mit 8sterreichischer

Staatsbirgerschaft vorbehalten ist.

Hingegen kann der Anwaltsberuf unter bestimmten Voraussetzungen auch von
Personen mit der Staatsangehérigkeit eines anderen Mitgliedstaats der Euro-
paischen Union oder des Abkommens tiber den Européischen Wirtschaftsraum
oder der Schweiz ausgeiibt werden (sieche Abschnitt VII/2, S 48).

Rechtsberufe in Osterreich



Gemeinsam ist den Zugangsbestimmungen fir die sog. ,klassischen* Rechtsberufe
(wie Richterin, Staatsanwaltin, Notarin und Anwaltin der Finanzprokuratur), dass die
Gerichtspraxis, deren Dauer seit 1. Janner 2017 grundsétzlich sieben Monaten betragt,
zu absolvieren ist.

Bevor auf die einzelnen Rechtsberufe, ihre Gemeinsamkeiten und Unterschiede
eingegangen wird, sollen zum besseren Gesamtversténdnis einige Daten lber die in
Osterreich tatigen Angehérigen dieser Rechtsberufe und die Grundzige der &ster-

reichischen Gerichtsbarkeit dargestellt werden.

1.3 Ausgewahlte Statistische Daten

Von den rund 8,8 Millionen in Osterreich lebenden Menschen (davon rund 7,5 Millionen

mit dsterreichischer Staatsbirgerschaft) sind

¢ rund 6.200 Rechtsanwaéltinnen,

* rund 2.000 Berufsrichterinnen* in der Justiz (hievon rund 210 am Bundesver-
waltungsgericht), auBerdem 68 beim Verwaltungsgerichtshof und rund 610 bei
den Landesverwaltungsgerichten,

+ rund 710 Rechtspflegerinnen*,

* rund 515 Notarinnen und

* rund 495 Staatsanwaéltinnen*.

(*Ri und StA inkl. BMJ-Zentralleitung, berechnet nach VBA)

Auf 100.000 Einwohnerinnen entfallen somit ca.
e 70 Rechtsanwaltinnen,

e 23 Richterinnen,

+ 8 Rechtspflegerinnen,

¢ 6 Notarinnen und

- 6 Staatsanwaéltinnen.

Frauen und Méanner in der Justiz

Bezogen auf die Gesamtheit der Justizbediensteten liegt der Anteil weiblicher
Bediensteter derzeit bei rund 55%. Im Richterinnenamt sind nach einem
kontinuierlichen Anstieg in den letzten 20 Jahren gegenwartig 55%, in der
Anklagevertretung durch Staatsanwaltinnen 52% der Bediensteten weiblich
(Képfe). In der Gerichtspraxis liegt der Frauenanteil derzeit bei rund 58%, im
richterlichen Vorbereitungsdienst (Richteramtsanwérterinnen) bei 66%. In den
Fihrungspositionen (rund 40% Frauen) Giberwiegen generationsbedingt derzeit

noch Ménner.

Einleitung
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1.4 Verfassungsrechtliche Grundlagen, Organisation der
Osterreichischen Gerichtsbarkeit

1.4.1 Zustandigkeit fiir die Gerichtsbarkeit

Die Aufgaben der Gesetzgebung und der Vollziehung werden in den sogenannten
Kompetenzartikeln der Bundesverfassung (Bundes-Verfassungsgesetz — B-VG) auf den
Bund und die (Bundes-)L&nder aufgeteilt. Die ordentliche Gerichtsbarkeit und das
Berufsrecht der Rechtsanwaéltinnen und Notarinnen sind dabei ausschlieBlich Bundes-
sache. Die Organisation und die Zusténdigkeit der ordentlichen Gerichte werden durch
Bundesgesetze geregelt.

Im Verwaltungsbereich gibt es in der mit 1. Jadnner 2014 véllig neu gestalteten
Verwaltungsgerichtsbarkeit neben dem Verwaltungsgerichtshof ein Bundesverwaltungs-
gericht und ein Bundesfinanzgericht sowie neun Landesverwaltungsgerichte. Die Landes-
verwaltungsgerichte sind Nachfolger der fritheren unabhéngigen Verwaltungssenate in

den Landern.

Die Organisation der Gerichtsbarkeit stellt sich daher nunmehr dar wie folgt:

Gerichtsbarkeit

20 LG

115 BG

Ly

1.4.2 Ordentliche Gerichtsbarkeit

Als ,ordentliche Gerichtsbarkeit* (Justizgerichtsbarkeit) wird die Gerichtsbarkeit in all-
gemeinen Zivil-, Handels-, Arbeits- und Sozialrechts- sowie Strafsachen bezeichnet. Dem
stehen die Verwaltungsgerichtsbarkeit und die Gerichtsbarkeit durch die Gerichtshéfe
des éffentlichen Rechts (Verwaltungs- und Verfassungsgerichtsbarkeit) sowie die der

privaten Schiedsgerichte gegentber.

Rechtsberufe in Osterreich



Die ordentliche Gerichtsbarkeit (Justizgerichtsbarkeit) ist in Osterreich in vier Stufen

organisiert:

a)

Als unterste Organisationsebene sind derzeit 116 Bezirksgerichte (BG) ein-

gerichtet, bei denen insgesamt rund 710 Richterinnen tétig sind.

Die Bezirksgerichte sind von unterschiedlicher GréBe. Das gréBte ist das

BG Innere Stadt Wien mit tiber 40 Richterinnen. Die kleinsten Bezirksgerichte

lasten nicht einmal eine Richterin aus, die daher noch bei einem weiteren Be-

zirksgericht Dienst versehen muss.

20 grundsatzlich fir alle Sparten der Rechtspflege zusténdige Landesgerichte
(LG) bilden die zweite Organisationsebene. In Wien und Graz ist jeweils ein

Landesgericht ausschlieBlich fir Zivilrechtssachen und ein Landesgericht aus-
schlieBlich fur Strafsachen zusténdig; auBerdem besteht in Wien ein Handels-

gericht und ein Arbeits- und Sozialgericht.

Bei den Landesgerichten sind insgesamt etwa 730 Richterinnen tétig. Die

GréBe der Landesgerichte reicht von 12 bis tiber 70 Richterinnen.

c)

Als dritte Organisationsebene sind vier Oberlandesgerichte (OLG) mit der-

zeit insgesamt rund 190 Richterinnen eingerichtet:

« Das OLG Wien fiir die Bundeslander Wien, Niederdsterreich und
Burgenland,

» das OLG Graz fiir die Bundeslander Steiermark und Kérnten,

+ das OLG Linz fir die Bundeslénder Oberésterreich und Salzburg, und
schlieBlich

* das OLG Innsbruck fir die Bundeslénder Tirol und Vorarlberg.

Die vierte Organisationsebene ist der Oberste Gerichtshof (OGH) in Wien,
bei dem 60 Richterinnen in der Rechtsprechung tétig sind

Die in vier Ebenen abgestufte Organisation der Gerichte ist nicht zu ver-
wechseln mit dem fir das einzelne Verfahren geltenden ,Instanzenzug®, also
der Frage, wie oft und durch welches Gericht eine Entscheidung Gberprift

werden kann. Nicht immer ist der OGH die oberste Instanz.

Einleitung
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1.4.3 Instanzenzug in der ordentlichen Gerichtsbarkeit
In Zivilsachen ist grundsétzlich ein Rechtszug tber drei (Erstentscheidung und zweimalige
Uberpriifung), in Strafsachen ein Rechtszug tiber zwei Instanzen (Erstentscheidung und

einmalige Uberpriifung) vorgesehen.

Oberster Gerichtshof

L)

Oberlandesgericht
Landesgericht
Bezirksgericht Landesgericht

Abb.: Instanzenzug in Zivilsachen

Instanzenzug in Zivilsachen

Die Zusténdigkeit der Bezirksgerichte in Zivilrechtssachen einschlieBlich der Handels-
sachen richtet sich teils nach dem Streitwert (,Wertzusténdigkeit*, seit 1. Janner 2013
liegt die Streitwertgrenze bei EUR 15.000), teils nach der Art der Rechtssache (,Eigen-
zusténdigkeit®, so fallen bestimmte Rechtssachen wie z.B. Abstammungs-, Unterhalts-
und Ehesachen, Grundbuchs- und Zwangsvollstreckungssachen, Schuldenregulierungsver-
fahren, sowie die meisten Angelegenheiten der auBerstreitigen Gerichtsbarkeit jedenfalls
in die Zustandigkeit der Bezirksgerichte). Soweit Bezirksgerichte fiir Zivilrechtssachen
zustandig sind, entscheidet tiber Rechtsmittel ein Landesgericht, das in diesen Fallen als
zweite Instanz einschreitet, und in eingeschrénktem Umfang der Oberste Gerichtshof
als dritte Instanz.

Wird die Streitwertgrenze der Bezirksgerichte Uberschritten oder fallt eine
Rechtssache sonst in die Eigenzustandigkeit der Landesgerichte (etwa Firmenbuch-
sachen, Ubrige Insolvenzsachen, Arbeits- und Sozialrechts- oder Amtshaftungssachen),
entscheidet Uber Rechtsmittel ein Oberlandesgericht und allenfalls in dritter Instanz
der Oberste Gerichtshof.

In Arbeits- und Sozialrechtssachen ist in allen Instanzen die Mitwirkung von fach-
kundigen Laien (Vertreterinnen der Arbeitgeber und Arbeitnehmer) vorgesehen; in
Handelssachen wirken nur ausnahmsweise fachménnische Laien ( ,Kommerzialratinnen,
Personen aus dem Handelsstand bzw. — in bestimmten Handelssachen — auch Personen
mit besonderer Fachkunde) mit. Auch beim Obersten Gerichtshof sind mittlerweile
besondere Handelssenate mit Laienbeteiligung (fachménnische Laienrichter aus dem

Handelsstand oder Personen mit besonderer Fachkunde) vorgesehen.

Rechtsberufe in Osterreich



Instanzenzug in Strafsachen

Die Bezirksgerichte sind in Strafsachen fiir das Hauptverfahren wegen Delikten zusténdig,
die ausschlieBlich mit einer Geldstrafe oder mit einer Freiheitsstrafe von bis zu einem
Jahr bedroht sind (ausgenommen sind hier lediglich einzelne besonders ,haftanfallige”
Delikte wie die ,Geféhrliche Drohung” und die ,Nétigung®, fir die die mit Strafsachen
befassten Landesgerichte in erster Instanz zusténdig sind). Gegen die Entscheidungen
der Bezirksgerichte in Strafsachen kdnnen Rechtsmittel an die Landesgerichte erhoben

werden, die in diesen Féllen als letzte Instanz tatig werden.

Die Landesgerichte entscheiden in Strafsachen erstinstanzlich

+ durch Einzelrichterinnen (bei Delikten mit Strafdrohung von bis zu fiinf Jahren),

Gegen Entscheidungen der Einzelrichterin des Landesgerichtes kann das

Rechtsmittel der Berufung an das Oberlandesgericht erhoben werden.

» durch Schéffensenate (eine Berufsrichterin bzw. in bestimmten Fallen zwei
Berufsrichterinnen sowie zwei Laien, ,Schéffinnen®) bei Delikten mit Straf-
drohung von mehr als funf Jahren, soweit nicht Geschworenengerichte berufen
sind, durch Geschworenengerichte (drei Berufsrichterinnen sowie acht Laien,
.Geschworene*) bei Delikten, die mit einer Mindeststrafe von mehr als finf
Jahren und einer Héchststrafe von mehr als zehn Jahren bedroht sind, sowie
bei politischen Delikten (z.B. Landesverrat, Hochverrat, nationalsozialistische

Wiederbetatigung).

Gegen die Urteile der Geschworenen- und Schéffengerichte kénnen Rechts-
mittel an den Obersten Gerichtshof eingebracht werden, soweit nicht aus-
schlieBlich die Héhe der Strafe bekémpft werden soll. Im letztgenannten Fall

geht der Rechtszug an das jeweilige Oberlandesgericht.

1.4.4 Verwaltungsgerichtsbarkeit

Bis 31. Dezember 2013 entschieden in Verwaltungsangelegenheiten grundsatzlich so-
wohl in erster als auch in zweiter Instanz Verwaltungsbehdrden, Ausnahmen bildeten
die zweitinstanzliche Entscheidung durch den Asylgerichtshof und die unabhangigen
Verwaltungssenate (UVS). Gegen die zweitinstanzliche Entscheidung standen keine
ordentlichen Rechtsmittel, sondern nur mehr die Beschwerde an den Verfassungs- oder

Verwaltungsgerichtshof offen.

Diese Grundkonstruktion erfuhr durch die Einfiihrung der Verwaltungsgerichtsbarkeit

mit der Verwaltungsgerichtsbarkeitsnovelle 2012, BGBI | Nr. 51, einen grundsétzlichen

Einleitung
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Wandel. Der Neuregelung liegt die Konzeption zugrunde, dass nur mehr eine Verwaltungs-
instanz besteht, nach der grundsatzlich (Ausnahmen gibt es auf Gemeindeebene) ein

Gericht entscheidet.

Eingerichtet wurden:

+ ein Verwaltungsgericht pro Bundesland (die sogenannten
Landesverwaltungsgerichte),

+ ein Bundesverwaltungsgericht und

* ein Bundesfinanzgericht.

Mit der neuen Struktur ging konsequenterweise die Auflésung der Unabh&ngigen Ver-
waltungssenate und sonstiger Sonderbehdrden einher.

Das Bundesverwaltungsgericht ist nur bei Beschwerden in Rechtssachen in den
Angelegenheiten des Bundes, die unmittelbar von Bundesbehdrden besorgt werden
(unmittelbare Bundesverwaltung, Art. 10 B-VG), zusténdig, ansonsten entscheiden die

Landesverwaltungsgerichte.

Die Verwaltungsgerichte erkennen tiber Beschwerden gegen

1. Bescheide einer Verwaltungsbehérde wegen Rechtswidrigkeit,

2. die Austibung unmittelbarer verwaltungsbehérdlicher Befehls- und Zwangsgewalt
wegen Rechtswidrigkeit,

3. Verletzungen der Entscheidungspflicht durch eine Verwaltungsbehérde sowie

bestimmte Weisungen im Bereich des Schulwesens.

Durch Bundes- oder Landesgesetz kénnen weitere Zustandigkeiten der Verwaltungs-
gerichte vorgesehen werden wie z.B. bei Streitigkeiten in dienstrechtlichen Angelegen-
heiten 6ffentlich Bediensteter oder bei Beschwerden wegen Rechtswidrigkeit eines

Verhaltens einer Verwaltungsbehérde in Vollziehung der Gesetze.

Das Bundesverwaltungsgericht hat neben seinem Sitz in Wien drei AuBenstellen in Graz

Linz und Innsbruck. Es entscheidet als Einzelrichterin, in 3er-Senaten oder in Kammern.

Rechtsberufe in Osterreich



Den Verfahrensablauf soll nachstehende Skizze verdeutlichen:

| Antrag |

Entscheidungsfrist

SAUMNIS

6 Monate

Bescheid

Beschwerdefrist
4 Wochen

&
«°
P
&
« Beschwerdevorentscheidung
2 Monate Zeit
\&(3" V?rlageantrag
) Frist 2 Wochen
oy
&
Erkenntnis des
(:3“ Bundesverwaltungsgerichtes
‘&5}
Q,o"
Beschwerde Beschwerde
an VfGH an YwGH

1.5 Gerichtshofe des offentlichen Rechts

Neben dem Obersten Gerichtshof in Wien bestehen noch zwei weitere Héchstgerichte,
némlich der Verfassungsgerichtshof und der Verwaltungsgerichtshof.

Der Verfassungsgerichtshof setzt sich aus 14 Mitgliedern zusammen, die vom
Bundesprésidenten teils auf Vorschlag der Bundesregierung, teils auf Vorschlag des
Nationalrates und des Bundesrates aus dem Kreise der Richterinnen, Universitats-
professorinnen, Rechtsanwéltinnen sowie Beamtinnen berufen werden und grundsétzlich
nur nebenberuflich beim Verfassungsgerichtshof tatig sind, dennoch aber die vollen

richterlichen Garantien der Unabh&ngigkeit und Unabsetzbarkeit genieBen.

Der Verfassungsgerichtshof ist unter anderem dazu berufen, auf Antrag
Bundes- und Landesgesetze auf ihre VerfassungsméBigkeit, Rechtsverord-
nungen von Verwaltungsbehdrden auf ihre Gesetzmé&Bigkeit und letztinstanz-
liche Bescheide von Verwaltungsbehérden auf ihre VerfassungsmaBigkeit zu

prifen.

Beim Verwaltungsgerichtshof, bei dem Parteien Erkenntnisse eines Verwaltungsgerichts
auf ihre Gesetzmé&Bigkeit iberprifen lassen kénnen, sind 69 Richterinnen hauptberuflich

tatig.

Einleitung

Gegen Entscheidungen der
Verwaltungsgerichte steht
nur mehr der Rechtsweg

zu den Gerichtshéfen des
Sffentlichen Rechts /Ver-
fassungs- und Verwaltungs-
gerichtshof) offen.
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2
Gemeinsamkeiten

der Ssterreichischen
Juristinnenausbildung



2.1 Universitdre und praktische Berufsausbildung

Die 6sterreichische Juristinnenausbildung erfolgt in zwei Phasen. Im Zentrum der ersten
Phase steht mit dem Studium des &sterreichischen Rechts die universitare Ausbildung.
Im Anschluss daran erfolgt die berufsbezogene praktische Ausbildung. Dabei kommt der
sogenannten ,Gerichtspraxis” eine Briickenfunktion zwischen universitarer Berufsvor-
bildung und praktischer Berufsausbildung zu. Die weitere praktische Berufsausbildung

erfolgt getrennt fur die einzelnen Berufssparten.

Studium der
Rechtswissenschaften
Gerichtspraxis
Praktische Ausbildung Praktische Praktische
als Richterin oder Ausbildung als Ausbildung als
Staatsanwaltin Rechtsanwaltin Notarin

Richteramtspriifung  Rechtsanwaltsprifung ~ Notariatspriifung

Abb.: Spartenbezogene Ausbildung

2.2 Studium des osterreichischen Rechts

Grundlegende Berufsvoraussetzung ist der Abschluss eines Studiums des &ster-
reichischen Rechts in der Dauer von mindestens vier Jahren mit einem Arbeitsaufwand
von zumindest 240 ECTS-Anrechnungspunkten. Diese Erfordernisse werden im Regelfall
von Absolventinnen von (klassischen) Diplomstudien der Rechtswissenschaften sowie von
Studien des sterreichischen Rechts, die diese nach dem 31. August 2009 begonnen und
mit einem rechtswissenschaftlichen akademischen Grad abgeschlossen haben, erfiillt.

Die Details der rechtswissenschaftlichen Diplom- und Masterstudien nach
dem Universitatsgesetz 2002, BGBI. | Nr. 120, die den Zweck haben, den Studierenden
eine wissenschaftliche Berufsvorbildung zu vermitteln, regeln die Studienpléne der
anbietenden Universitdten Wien, Graz, Linz, Salzburg und Innsbruck sowie die Wirt-
schaftsuniversitdt Wien. Absolventinnen anderer rechtswissenschaftlicher Studien
steht nach einer Gleichwertigkeitspriifung, sofern sie bestimmte gesetzlich geregelte
Voraussetzungen erfiillen, der Zugang zu den juristischen Kernberufen ebenfalls grund-

satzlich offen.

Gemeinsamkeiten der &sterreichischen Juristinnenausbildung
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Rechtswissenschaftliche Studien erfreuen sich in Osterreich groBer Beliebtheit. So haben
im Wintersemester 2013/14 rund 40.000 ordentliche Hérerinnen ein rechtswissenschaft-
liches Studium belegt (davon etwa 4.000 im Doktoratsstudium).

Schon wahrend des Studiums besteht fiir angehende Absolventinnen die Méglich-
keit, im Zuge eines unbezahlten Praktikums als Rechtsh&rerin durch einige Wochen
Einblick in den Justizbetrieb zu erhalten. N&here Informationen dazu finden sich im

Anhang IV sowie im Internet: http://gerichtspraxis.justiz.gv.at

2.3 Die Gerichtspraxis

Mit dem Abschluss des Studiums der Rechtswissenschaften in Osterreich erwirbt man
einen Rechtsanspruch darauf, die Berufsvorbildung durch eine Tatigkeit als ,Rechts-
praktikantin“ bei Gericht fortzusetzen und dabei die theoretischen Rechtskenntnisse
praktisch zu erproben und zu vertiefen.

Die Rechtsgrundlagen sind im Bundesgesetz vom 15. Dezember 1987 tiber die Ge-
richtspraxis der Rechtspraktikanten (Rechtspraktikantengesetz — RPG), BGBI. Nr. 644/1987
idgF, geregelt. Das durch das Budgetbegleitgesetz 2011 (BGBI. | Nr. 111/2010) wesent-

lich gednderte RPG findet sich im Anhang lll, weitere Informationen kénnen auch unter

http://gerichtspraxis.justiz.gv.at abgerufen werden.

Die &sterreichische Staatsbirgerschaft ist keine Voraussetzung fir die Ge-

richtspraxis. Es kdnnen auch Personen zur Gerichtspraxis zugelassen werden,
die an einer ausléandischen Hochschule ein rechtswissenschaftliches Studium
erfolgreich abgeschlossen haben und der deutschen Sprache soweit méachtig
sind, dass sie dem Gang einer Gerichtsverhandlung folgen kénnen. In diesem

Fall rdumt das Gesetz allerdings keinen Rechtsanspruch auf Zulassung ein.

Die Gerichtspraxis ist in Osterreich auBer fiir den Beruf einer Richterin oder einer
Staatsanwaltin auch fur den Rechtsanwaltsberuf und fir den Notarberuf sowie fir eine
juristische Tatigkeit in der Finanzprokuratur (jeweils im Ausmal von nunmehr zumindest

sieben Monaten) eine zwingende Voraussetzung.

Da aber auch in vielen anderen Berufen die Zuriicklegung einer Gerichtspraxis
erwartet wird, absolvieren nahezu alle Absolventinnen des rechtswissen-
schaftlichen Studiums die Gerichtspraxis. Derzeit stehen laufend etwa durch-

schnittlich 800 Personen in der Gerichtspraxis.
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Die vorwiegend praktische Ausbildung (,on-the-job-training” erweitert um Aus-
bildungskurse) ist so gestaltet, dass durch die Mithilfe in der Rechtspflege ein méglichst
umfassender Einblick in die richterliche und allenfalls auch staatsanwaltschaftliche
Tatigkeit sowie in die Aufgaben der Kanzleien vermittelt und der Justizbetrieb insgesamt
kennengelernt wird. Die Rechtspraktikantin wird zur Ausarbeitung von Entscheidungs-
entwiirfen und zu anderer konzeptioneller Vorarbeit herangezogen und kann - soweit
es mit dem Zweck der Ausbildung vereinbar ist — auch zum Schriftfiihren in Strafsachen

eingesetzt werden.

Schon seit dem Jahr 2001 werden in der Ausbildung elektronische Programme
(Elektronisches Lernen — Ausbildung im Netzwerk — ELAN) fur die Ausbildung

der Rechtspraktikantinnen genitzt.

Die Ausbildung in der Dauer von sieben Monaten erfolgt in Zivil- und Strafsachen, wobei
die Ausbildung auch bei einer Staatsanwaltschaft erfolgen kann.

Die Gerichtspraxis kann grundsétzlich zu jedem Monatsersten begonnen werden.
Sie ist kein Dienst-, sondern ein Ausbildungsverhaltnis.

Der Antrag auf Zulassung zur Gerichtspraxis ist an die Prasidentin des jeweils
zusténdigen Oberlandesgerichtes zu richten. Die Anschriften der vier Oberlandes-

gerichte lauten:

Sc\lﬁ mer .I i n.g pl at z. il

1016 Wien
OLG LINZ Tel. +43 1 52152*
GruberstralBe 20 | T - -
4020 Linz

Tel. +43 57 60121*

OLG INNSBRUCK OLG GRAZ

MaximilianstraBe 4 y
Marburger Kai 49
6020 Innsbruck 8010 Graz

Tel. +43 512 5930* Tel. +43 319 8064

Abb.: Vier Oberlandesgerichte

Schon mit diesem Antrag kann die Erklarung verbunden werden, eine Ubernahme in
den richterlichen Vorbereitungsdienst anzustreben (siehe Abschnitt 1V/2, Seite 28).
Uber Antrag ist der Rechtspraktikantin eine Amtsbestatigung tiber die Gerichtspraxis
auszustellen.

Wahrend der Gerichtspraxis besteht ein Anspruch auf einen monatlichen ,,Aus-

bildungsbeitrag” von derzeit EUR 1.200 brutto zuziiglich anteiliger Sonderzahlungen.

Gemeinsamkeiten der sterreichischen Juristinnenausbildung
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Die weiteren
Ausbildungswege



Die Ausbildungswege der Juristinnen gehen bereits nach der Gerichtspraxis — und
damit friher als beispielsweise in der Bundesrepublik Deutschland — auseinander.
Dennoch ist ein spaterer Wechsel von einem juristischen Kernberuf in einen anderen

nicht ausgeschlossen.

Der Umstieg wird durch das Ausbildungs- und Berufspriifungs-Anrechnungs-
gesetz — ABAG, BGBI. Nr. 523/1987, erleichtert, das die wechselseitige Anrechnung
bestimmter Prifungsteile fir die Notariats-, die Rechtsanwalts- und die Richteramts-
prifung vorsieht. Juristinnen, die in einem der genannten Berufe bereits eine Berufs-
prifung erfolgreich bestanden haben, kénnen vor Ablegung einer anderen (Berufs-)
Prifung die Anrechnung der bereits bestandenen Priifung verlangen, sodass nur noch
eine Ergadnzungspriifung tber bestimmte — fir die angestrebte weitere Berufspriifung

spezifische - Prifungsgegenstédnde abgelegt werden muss.

Von der wechselseitigen Teilanrechnung von Berufspriifungen ist die Frage
der wechselseitigen Anrechenbarkeit von Berufspraxiszeiten zu unterscheiden;
inwieweit hier Anrechnungsmaglichkeiten bestehen, bestimmt sich nach den
jeweiligen Bestimmungen Uber die Berufsausiibung (siche § 26 des Richter-
und Staatsanwaltschaftsdienstgesetzes, §§ 1 und 2 der Rechtsanwaltsordnung

sowie § 6 der Notariatsordnung).

Nachstehend werden die Ausbildungswege fur die ,klassischen* Juristinnenberufe —
ndmlich Richterin, Staatsanwaltin, Rechtsanwaltin und Notarin — sowie die Ausbildung
zur Rechtspflegerin, aber auch die jeweiligen Voraussetzungen fiir die Berufsausiibung

und die berufliche Verantwortlichkeit dargestellt.

Die weiteren Ausbildungswege
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4.1 Grundlagen

Neben den Bestimmungen des Bundes-Verfassungsgesetzes Uber die Gerichtsbarkeit
(im Anhang abgedruckt) bildet das am 1. Mai 1962 in Kraft getretene und seither oftmals
novellierte Bundesgesetz vom 14. Dezember 1961, BGBI. Nr. 305, iiber das Dienstverhéltnis
der Richterinnen, Staatsanwaltinnen und Richteramtsanwérterinnen (Richter- und Staats-
anwaltschaftsdienstgesetz — RStDG) die wesentliche Rechtsquelle fir die Ausbildung
und die berufliche Stellung der Richterinnen (auszugsweise im Anhang Il abgedruckt).

In diesem Gesetz wurde zunidchst 1962 das bis dahin in zahlreichen, damals
zum Teil schon Giber 100 Jahre alten Rechtsquellen verstreut gewesene Dienst- und
Besoldungsrecht der Richterinnen und Richteramtsanwérterinnen zusammengefasst. Im
Jahr 2008 wurden im Zusammenhang mit der Verankerung der Staatsanwéltinnen als
Organe der Gerichtsbarkeit in Art. 90a B-VG auch deren dienst- und besoldungsrecht-
liche Sonderbestimmungen in das - bis dahin — ,Richterdienstgesetz” iberfiihrt und das
Gesetz dementsprechend neu benannt.

Im Folgenden werden der sogenannte ,richterliche Vorbereitungsdienst” und
damit die Ausbildung der ,Richteramtsanwaérterinnen” (Berufsanwérterinnen fiir die Be-
rufe Richterin in der ordentlichen Gerichtsbarkeit und Staatsanwéltin) ndher behandelt
(siehe die ersten beiden Abschnitte im dienstrechtlichen Teil des RStDG im Anhang Il).

Das Verfahren zur Ernennung als Richterin der Verwaltungsgerichtsbarkeit unterscheidet
sich von jenem in der ordentlichen Gerichtsbarkeit, wobei in der Folge lediglich die Er-
nennung zur Richterin des Bundesverwaltungsgerichtes kurz dargestellt wird. Wahrend
die Ernennung zur Richterin des Bundesfinanzgerichtes im Wesentlichen gleich wie jene
zur Richterin des Bundesverwaltungsgerichtes abl&uft, jedoch in den Zusténdigkeits-
bereich des Finanzressorts féllt, richtet sich die Ernennung von Landesverwaltungs-

richterinnen auch nach landesgesetzlichen Bestimmungen.

Die meisten Richterinnen sind Mitglied in der privatrechtlich organisierten Ver-
einigung der &sterreichischen Richterinnen und Richter (seit 1. J&nner 2012 in
§ 73a Gerichtsorganisationsgesetz, RGBI. Nr. 217/1896, verankert), die sich die Vertretung
ihrer Anliegen gegeniiber dem Dienstgeber und in der Offentlichkeit zur Aufgabe macht

(http://www.richtervereinigung.at). Es gibt auch eine ,Bundesvertretung der Richter und

Staatsanwalte® in der Gewerkschaft éffentlicher Dienst.

Richterinnen sind in die Verwaltung der Gerichtsbarkeit insbesondere durch die
Personalsenate stark eingebunden, die bei allen Gerichtshéfen (Landesgerichte, Ober-
landesgerichte, Oberster Gerichtshof) eingerichtet sind und mehrheitlich aus gewahlten
Mitgliedern bestehen. Die Personalsenate entscheiden insbesondere tber die gerichts-

interne Geschéftsverteilung und Besetzungsvorschlage fir freie Stellen.

Beruf Richterin
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4.2 Aufnahme in den richterlichen Vorbereitungsdienst

Der sog. ,richterliche Vorbereitungsdienst” ist ein Ausbildungsverhéltnis, in dem die
Vorbereitung auf den zukiinftigen Beruf als Richterin der ordentlichen Gerichtsbarkeit
oder Staatsanwiltin erfolgt.

Die Aufnahme in den richterlichen Vorbereitungsdienst erfolgt durch Ernennung
zur Richteramtsanwaérterin. Absolventinnen des rechtswissenschaftlichen Studiums, die
in den richterlichen Vorbereitungsdienst aufgenommen werden und schlieBlich den Beruf
einer Richterin in der ordentlichen Gerichtsbarkeit ergreifen wollen, missen sich daher
um eine der von der Prasidentin eines Oberlandesgerichtes &ffentlich ausgeschriebenen
Planstellen fir Richteramtsanwarterinnen bewerben. Diese Ausschreibungen finden sich
beispielsweise im Amtsblatt zur Wiener Zeitung und im Internet auf der Homepage des

Bundesministeriums fiir Justiz (http://www.justiz.gv.at).

Die Zahl dieser Ausbildungsplanstellen wird durch den jahrlichen Personalplan, der ein
Teil des Bundesfinanzgesetzes ist, festgelegt. Neben der Entwicklung des Geschéfts-
anfalls ist wichtigstes Kriterium fir die Zahl der laufenden Neuaufnahmen die bei
den Richterinnen und Staatsanwaéltinnen in den Folgejahren zu erwartenden Abgénge
insbesondere durch Pensionierungen und temporére Karenzen sowie die budgetére
Situation. Wahrend im Zeitraum 2004 bis 2008 zur Abdeckung des Mehrbedarfs an
Staatsanwaéltinnen auf Grund der Strafprozessreform (Reform des Vorverfahrens) jahrlich
durchschnittlich 90 Richteramtsanwérterinnen neu aufgenommen wurden, und in den
Folgejahren jahrlich bundesweit zwischen 40 und 70 Neuaufnahmen erfolgten, ist fir
die kommenden Jahre aufgrund der budgetéren Sparvorgaben mit deutlich geringeren

Durchschnittswerten zu rechnen.
Die Présidentinnen der Oberlandesgerichte schlagen
« nach Durchfiihrung eines Auswahlverfahrens

« dem Bundesministerium fiir Justiz Kandidatinnen zur Ernennung vor.

Die Ernennung obliegt der Bundesministerin fir Justiz, wobei keine Bindung an die Vor-

schlage der Prasidentinnen des Oberlandesgerichtes besteht.

In der Praxis werden jedoch nur vorgeschlagene Personen zu Richteramts-

anwaérterinnen ernannt. lhre Gesamtzahl liegt derzeit bei rund 240.

Vor der Erstattung seines Vorschlags haben die Présidentinnen der Oberlandesgerichte

das Vorlieg der Aufnahmeerfordernisse zu Gberpriifen.

Da der Beruf der Richterin (ebenso wie der der Staatsanwaltin) dem soge-

nannten ,Kernbereich der staatlichen Hoheitsverwaltung® zuzurechnen ist,
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z&hlt auch nach dem Beitritt Osterreichs zum Européaischen Wirtschaftsraum
und zur Européischen Union die 8sterreichische Staatsbirgerschaft zu den

gesetzlichen Aufnahmeerfordernissen (sieche Anhang Il, § 2 RStDG).

Der Priifung der Aufnahmeerfordernisse werden die AuBerungen der ausbildenden
Richterinnen und Staatsanwaltinnen der Gerichtspraxis zugrundegelegt. Weiters hat die
Prasidentin sich auch selbst in einem Gesprach einen Eindruck tiber die Gesamtpersén-
lichkeit zu verschaffen. Unter — tatsachlich stets — mehreren Bewerberinnen ist denjenigen

der Vorzug zu geben, bei denen die Eignung fiir den Beruf in héherem MaBe gegeben ist.

Seit dem Jahre 1986 haben sich in die engere Wahl kommende Bewerberinnen einer
psychologischen Eignungsuntersuchung zu unterziehen, die von unabh&ngigen Psycho-

loginnen durchgefiihrt wird.

Vor Erstattung seines Vorschlags gibt die Prasidentin des Oberlandesgerichtes auch
den gewéhlten Vertreterinnen der Richterschaft Gelegenheit, sich zu den Kandidatinnen

zu duBern.

4.3 Ausbildung als Richteramtsanwarterin

Die Ausbildung dauert vier Jahre, wobei jedoch in diese Ausbildungszeit die Zeit der
Gerichtspraxis als Rechtspraktikantin eingerechnet wird, sodass zwischen der Ernennung
zur Richteramtsanwaérterin und dem Abschluss der Ausbildung in der Regel nicht mehr
als drei Jahre liegen. Das Gehalt bel&uft sich gegenwértig auf EUR 2.531,60, nach ab-
solvierter Priifung EUR 2.599,- brutto.

Gliederung der Ausbildung:

— Der Ausbildungsdienst ist beim Bezirksgericht, beim Landesgericht, bei einer
Staatsanwaltschaft, bei einer Anstalt zum Vollzug von Freiheitsstrafen oder
vorbeugenden MaBBnahmen, bei einer Rechtsanwéltin oder in einem Notariat
oder bei der Finanzprokuratur sowie bei einer Opferschutz- oder Fiirsorgeein-
richtung zu leisten. Ein Teil des Ausbildungsdienstes kann beim Oberlandes-
gericht, beim Obersten Gerichtshof, beim Bundesministerium fiir Justiz, bei
einer Einrichtung der Bewahrungshilfe oder im Finanzwesen geleistet werden.

— Der Ausbildungsdienst beim Bezirksgericht und beim Landesgericht hat min-
destens je ein Jahr, bei der Staatsanwaltschaft mindestens sechs Monate, bei
einer Rechtsanwaltin (oder in einem Notariat oder bei der Finanzprokuratur)

mindestens vier Monate, bei einer Anstalt zum Vollzug von Freiheitsstrafen

Beruf Richterin
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oder vorbeugenden MaBnahmen mindestens drei Wochen und der Aus-
bildungsdienst bei einer Opferschutz- oder Firsorgeeinrichtung mindestens

zwei Wochen zu dauern.

— Die fakultative Ausbildung im Bereich des Finanzwesens dient der Férderung
des Verstandnisses fir wirtschaftliche und betriebswirtschaftliche Abl&ufe
und Zusammenh&nge und kann beispielsweise bei Organen der Finanzver-

waltung, Steuerberaterinnen oder geeigneten Unternehmen absolviert werden.

Die Ausbildung in der berufsméaBigen Parteienvertretung (Rechtsanwaltschaft,
Notariat, Finanzprokuratur) soll ein besseres Verstandnis fur die Situation der
rechtsuchenden Bevélkerung im Allgemeinen und der beruflichen Parteienver-

tretung im Besonderen vermitteln.

Die praktische Ausbildung wird durch eine Vielzahl von Ausbildungsveranstaltungen zu
juristischen und nicht-juristischen Themen unterstiitzt.

Details zur Ausgestaltung und Gliederung der Ausbildung sind in der Richteramts-
anwarter/innen-Ausbildungsverordnung (RiIAA- AusbVO), BGBI. Il Nr. 279/2012, geregelt.

4.4 Richteramtspriifung

Am Ende des Ausbildungsdienstes steht die Richteramtspriifung, die schriftlich und
mindlich abzulegen ist. Gegenstand der schriftlichen Prifung sind zwei an Hand von
Gerichtsakten zu verfassende Entscheidungen in Zivil- und Strafsachen.

Die Prifungskommission fir die mehrstiindige mindliche Prifung setzt sich aus fiinf

Mitgliedern zusammen. Ihr miissen zwei Mitglieder aus der Richterschaft und ein Mitglied

aus dem Anwaltsstand angehéren.

4.5 Ernennung zur Richterin der ordentlichen
Gerichtsbarkeit

Nach bestandener Richteramtspriifung und einer Rechtspraxis von insgesamt vier Jahren

kann sich die Richteramtsanwarterin um eine freie Richterinnenplanstelle bewerben.

Siehe dazu den in der Anlage 2 abgedruckten § 26 RStDG, der die Erforder-

nisse fur die Ernennung in das Richteramt regelt.
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Die Prasidentin des Oberlandesgerichtes bzw. die Prasidentin des Obersten Gerichts-

hofes schreibt freie Planstellen von Richterinnen &ffentlich zur Besetzung aus.

Nach Ablauf der Bewerbungsfrist erstatten die zusténdigen Personalsenate einen
Besetzungsvorschlag, der, wenn genligend Bewerberinnen auftreten, mindestens drei
Personen, wenn aber mehr als eine Stelle zu besetzen ist, mindestens doppelt so viele

Personen zu umfassen hat, als Stellen zu besetzen sind.

Personalsenate sind richterliche Senate, denen sowohl Mitglieder von Amts
wegen (Prasidentin und Vizeprasidentin des Gerichtshofes) als auch von der
Richterschaft gewahlte Mitglieder angehéren; die Zahl der gewahlten Mit-
glieder ist immer héher als die Zahl der Mitglieder kraft Amtes. Sie sind bei
allen Landes- und Oberlandesgerichten sowie beim Obersten Gerichtshof
eingerichtet. Im Regelfall erstatten zwei Personalsenate jeweils einen Be-

setzungsvorschlag fir eine freie Stelle.

Die Ernennung in das Richteramt steht nach Artikel 86 Abs. 1 Bundes-Verfassungsgesetz
dem Bundesprésidenten zu, der jedoch die Ausiibung dieses Rechtes fiir den GroBteil

der Stellen der Bundesministerin fir Justiz Ubertragen hat.

Der Bundesprésident hat sich die Ernennung der Prasidentinnen sowie der
Vizeprésidentinnen der Gerichtshéfe und der Richterinnen der Oberlandes-
gerichte und des Obersten Gerichtshofes vorbehalten. Der Bundesprasident

ist dabei aber an den Vorschlag der Bundesministerin fiir Justiz gebunden.

Beruf Richterin
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In der Regel beginnt die richterliche Berufslaufbahn als Sprengelrichterin bzw. bei einem
Bezirksgericht, seltener bei einem Landesgericht. Wechsel zu anderen (héheren) Ge-
richten oder einer Staatsanwaltschaft (dann als Staatsanwaéltin) erfordern die neuerliche
Teilnahme an einem Ausschreibungsverfahren, wobei allein die bisherige Amtsfiihrung

mafBgebliches Aufstiegskriterium ist, weitere Prifungen sind nicht vorgesehen.

4.6 Ernennung zur Verwaltungsrichterin

Anders als in der ordentlichen Gerichtsbarkeit ist in der Verwaltungsgerichtsbarkeit
kein richterlicher Vorbereitungsdienst vorgesehen, Voraussetzung fir eine Ernennung

ist insbesondere eine funfjéhrige juristische Berufserfahrung.

Analog zur ordentlichen Gerichtsbarkeit schreibt die Présidentin des Bundesverwaltungs-
gerichtes freie Planstellen von Richterinnen &ffentlich zur Besetzung aus.

Nach Ablauf der Bewerbungsfrist erstattet der zusténdigen Personalsenat einen
Besetzungsvorschlag, die Ernennung erfolgt durch den Bundesprésidenten bzw. die

Bundesministerin fir Justiz.

4.7 Arbeitsgebiete der Richterin

In der Offentlichkeit wird vor allem die Tatigkeit der Gerichte und Staatsanwaltschaften
in Strafsachen wahrgenommen. Tatsé&chlich sind von den rund 1.700 Richterinnen der
ordentlichen Gerichtsbarkeit aber nur rund 400 mit Strafsachen befasst. Die Zivilsachen

besché&ftigen dagegen rund 830 Richterinnen.

Weitere Hauptgebiete richterlicher Tatigkeit sind die AuBerstreitsachen (vor allem
Pflegschaftssachen und Familienrechtssachen) mit rund 220 und die Arbeits- und Sozial-
rechtssachen mit rund 160 damit befassten Richterinnen. Rund 120 Richterinnen sind mit

sonstiger richterlicher Tatigkeit und Justizverwaltungssachen betraut.

Von den in den Hauptgebieten Zivil-, Straf-, AuBerstreit- und Arbeits- und
Sozialrechtssachen tatigen Richterinnen sind mit den Rechtsmitteln gegen
gerichtliche Entscheidungen bei den Landes- und Oberlandesgerichten sowie
beim OGH rund 370 Richterinnen befasst.
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4.8 Die besondere Stellung der Richterin

Osterreichische Richterinnen stehen in einem o6ffentlich-rechtlichen Dienstverhaltnis
zum Bund und gehdren daher dienst- und besoldungsrechtlich gesehen dem Kreis der
Bundesbeamtinnen an.

Mit der Ernennung zur Richterin erlangt man die fiir die Austibung des richterlichen
Amtes erforderliche Unabh&ngigkeit. Unabhéngigkeit bedeutet, dass der Richterin in
dieser Funktion keine Weisungen — wie sie im Art. 20 des Bundes-Verfassungsgesetzes
fur die Organe der Verwaltung vorgesehen sind — erteilt werden kénnen, und zwar weder
individuelle noch generelle, weder konkrete noch abstrakte Weisungen. Unabhéngigkeit
bedeutet jedoch nicht, dass Richterinnen iber den Gesetzen stehen; bildlich gesprochen
sind vielmehr die Unabh&ngigkeit und die Bindung an die Gesetze die Kehrseiten der-
selben Medaille.

Die Unabhangigkeit wird durch Unabsetzbarkeit und Unversetzbarkeit

garantiert.

Unter Unabsetzbarkeit und Unversetzbarkeit versteht man, dass Richterin-
nen — abgesehen vom Ubertritt in den dauernden Ruhestand mit Ablauf jenes
Monats, in dem das 65. Lebensjahr vollendet wird — nur in den vom Gesetz
vorgeschriebenen Fallen und Formen und auf Grund eines férmlichen richter-
lichen Erkenntnisses des Amtes enthoben oder gegen ihren Willen an eine

andere Stelle oder in den Ruhestand versetzt werden diirfen.

Die vom Verfassungsgesetzgeber zur Sicherung der richterlichen Unabh&ngigkeit in
Kauf genommene Immobilitat lieB zunéchst die Einrichtung einer flexibel einsetzbaren
.Personalreserve, wie sie insbesondere im Zusammenhang mit komplexen GroBver-
fahren gefordert wurde, nicht zu. 1994 wurde aber eine eigene Bestimmung tUber aus-
nahmsweise ,versetzbare" Sprengelrichterinnen in die Verfassung eingefiigt, um eine
effiziente Vertretung verhinderter Richterinnen zu ermdglichen (siehe den in der Anlage1
abgedruckten Art. 88a B-VG).

Die Zahl der Sprengelrichterinnen ist mit drei Prozent der bei den Bezirks-
gerichten und den Landesgerichten eingerichteten Richterstellen begrenzt.
Sprengelrichterinnen diirfen nur mit der Vertretung von Richterinnen der
Bezirks-, Landes- und Oberlandesgerichte und nur im Fall ihrer Verhinderung
(Krankheit, Unfall etc.) oder dann betraut werden, wenn diese wegen des
Umfangs ihrer Aufgaben an deren Erledigung innerhalb einer angemessenen
Frist gehindert sind (das sind dieselben Voraussetzungen, unter denen der zu-
standige Personalsenat einer Richterin eine Sache nachtréglich abnehmen und

einer anderen Richterin tibertragen kann).
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Die besonderen verfassungsrechtlichen und einfachgesetzlichen Garantien fir das
Richteramt haben nicht den Zweck, eine Klasse bevorrechteter Organwalter zu schaffen,
sondern sind ausschlieBlich im Zusammenhang mit der Funktion der Rechtsprechung als
eigenstéandiger Zweig der staatlichen Vollziehung zu sehen.

Die dargestellte verfassungsrechtliche Sonderstellung kommt Richterinnen
allerdings nur in Austibung des richterlichen Amtes zu. ,In Ausiibung des richterlichen
Amtes" handelt die Richterin ,bei Besorgung aller ihr nach dem Gesetz und der Ge-
schéftsverteilung zustehenden gerichtlichen Geschéafte mit Ausschluss der Justizver-
waltungssachen, die nicht nach Vorschrift des Gesetzes durch Senate oder Kommissionen
zu erledigen sind“ (Art. 87 Abs. 2 B-VG).

Zum besseren Verstandnis fir diese von der Bundesverfassung vorgenommene Be-
grenzung der richterlichen Sonderstellung muss der Begriff ,Justizverwaltungssachen”
nédher erldutert werden. Das Bundes-Verfassungsgesetz bestimmt in seinem Artikel 94,

dass ,die Justiz von der Verwaltung in allen Instanzen getrennt” ist.

- Dieser Verfassungsgrundsatz bedeutet, dass zur Vollziehung nur Gerichte oder
Verwaltungsbehérden berufen werden diirfen, nicht aber Behérden, die teils als
Justiz-, teils als Verwaltungsbehérden organisiert sind. Die Aufgaben der Voll-
ziehung miissen daher entweder der Gerichtsbarkeit oder der Verwaltung zu-

gewiesen werden.

+ Eine Ausnahme von dieser organisatorischen Trennung sieht das Bundes-Ver-

fassungsgesetz lediglich fur die Justizverwaltung vor.

Aufgabe der (Organe der) Justizverwaltung ist es, die personellen und
sachlichen Voraussetzungen fiir den Betrieb der Gerichte und Staatsanwalt-
schaften unter Beachtung der Grundsatze der GesetzmaBigkeit, ZweckméBig-
keit, Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit zu gewahrleisten, in Austibung ihres
im Gerichtsorganisationsgesetz verankerten Aufsichtsrechtes (§ 76 GOG) eine
die Rechtsschutzinteressen der Bevdlkerung wahrende Rechtspflege sicherzu-
stellen und die Richterinnen, Staatsanwéltinnen, die Rechtspflegerinnen und
das ubrige Personal der Gerichte und Staatsanwaltschaften zur Besorgung

ihrer Aufgaben anzuhalten und erforderlichenfalls Hilfe anzubieten.

Alle Organe der Justizverwaltung haben darauf zu achten, dass kein
Eingriff in die richterliche Unabhangigkeit erfolgt.
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Soweit Richterinnen also (auch) mit Justizverwaltungsagenden betraut sind, kommt
ihnen dafiir die dargestellte verfassungsrechtliche Sonderstellung nur dann zu, wenn
ein Gesetz ausdriicklich vorsieht, dass eine Justizverwaltungssache durch Senate oder
Kommissionen zu erledigen ist; dies ist insbesondere fir die Geschéaftsverteilung auf
mehrere Richterinnen eines Gerichtes und die Besetzungsvorschlage fir freie Richter-

stellen vorgesehen.

Zu jenen Richterinnen, die (auch) Justizverwaltungsaufgaben haben, z&hlen vor allem
die Vorsteherinnen der Bezirksgerichte sowie die (Vize)Prasidentinnen der Gerichts-
héfe (Landesgerichte, Oberlandesgerichte, Oberster Gerichtshof) und des Bundesver-
waltungsgerichtes. Sie werden — anders als in einigen anderen Lédndern — auch mit dieser
Funktion als Teil ihres Richteramts dauerhaft betraut und genieBen die Garantien der

Unabsetzbarkeit auch als Justizverwaltungsorgane.

4.9 Rechtliche Verantwortlichkeit

Richterinnen, die schuldhaft gegen Berufs- und Standespflichten verstoBen, sind diszipli-
nar verantwortlich; dies kann sich auch auf Akte der Rechtsprechung beziehen, sodass
Richterinnen keine Immunit&t genieBen. Sie haben sich vor dem Disziplinargericht, das
beim Oberlandesgericht bzw. beim Obersten Gerichtshof eingerichtet ist und ausschlieB-
lich aus Richterinnen besteht, zu verantworten.

Soweit eine schuldhafte Berufspflichtenverletzung auch einen strafgerichtlichen
Tatbestand erfiillt, haben sich Richterinnen auch vor dem Strafgericht zu verantworten.
Das Strafgesetzbuch sieht fir &ffentlich Bedienstete eigene Amtsdelikte vor, wie z.B.

den Missbrauch der Amtsgewalt, Bestechlichkeit, Verletzung des Amtsgeheimnisses.

Zivilrechtlich kénnen Richterinnen nicht von den Parteien belangt werden. Parteien,
die durch ein rechtswidriges und schuldhaftes Verhalten einer Richterin einen Schaden
erlitten haben, kénnen diesen Schaden nur gegenitiber dem Staat geltend machen. Bei
Vorsatz und grober Fahrléssigkeit hat jedoch der Staat die Mdglichkeit, sich bei der

Richterin ganz oder teilweise zu regressieren.
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5.1 Grundlagen

Die Staatsanwaltinnen haben die gesetzlichen Aufgaben der Staatsanwaltschaft, ins-
besondere Ermittlungs- und Anklagefunktionen in Verfahren wegen mit gerichtlicher
Strafe bedrohter Handlungen wahrzunehmen. Mit dem Jahr 2008 wurden sie als Kon-
sequenz der Strafprozessreform als ,Organe der ordentlichen Gerichtsbarkeit® in die
Bundes-Verfassung aufgenommen (Art. 90a B-VG) und mit ihren dienst- und besoldungs-
rechtlichen Sonderbestimmungen in das Dienstrecht der Richter integriert. Zugleich
wurden ihre Stellen um etwa 50% aufgestockt. Im Gegensatz zu den Richterinnen sind

sie an Weisungen der ihnen vorgesetzten Organe gebunden.

Im zivilrechtlichen Bereich haben die Staatsanwaltschaften nur noch einen
kleinen T&tigkeitsbereich (Angelegenheiten der Ehenichtigkeit, § 28 EheG).

Bei jedem der insgesamt 16 fir Strafsachen zustdndigen Landesgerichte besteht eine
Staatsanwaltschaft.

AuBerdem wurde zur Durchfiihrung einer wirksamen bundesweiten Verfolgung von
Korruption, gerichtlich strafbaren Verletzungen der Amtspflicht und verwandten Straf-
taten sowie zur Wahrnehmung zentraler Funktionen im Bereich der justiziellen Rechtshilfe
und der Zusammenarbeit mit den zusténdigen Einrichtungen der Européischen Union
sowie den Justizbehérden der Mitgliedstaaten der Européischen Union wegen solcher
Straftaten mit 1. Janner 2009 in Wien eine zentrale ,Korruptionsstaatsanwaltschaft”
(KStA) mit bundesweiter Zustandigkeit eingerichtet (§ 2a StAG). Durch das strafrechtliche
Kompetenzpaket — sKp (BGBI. | Nr. 108/2010) wurde mit Inkrafttreten am 1. September
2011 die Zusténdigkeiten der in ,Zentrale Staatsanwaltschaft zur Verfolgung von Wirt-
schaftsstrafsachen und Korruption (WKStA)“ umbenannten KStA erheblich erweitert
(insbesondere um Wirtschaftsstrafsachen). Im Zuge der Bemiihungen des Justizressorts
zur Stérkung der Kompetenzen der Justiz zur Verfolgung von Wirtschaftsstrafsachen

wurden auch die personellen Kapazitaten entsprechend aufgestockt.

Bei jedem Oberlandesgericht besteht eine Oberstaatsanwaltschaft, beim Obersten

Gerichtshof die Generalprokuratur.

Die Oberstaatsanwaltschaften und die Generalprokuratur sind der Bundes-
ministerin fir Justiz unmittelbar untergeordnet. Die Generalprokuratur hat
gegeniiber den Oberstaatsanwaltschaften und den einzelnen Staatsanwalt-

schaften kein Weisungsrecht.

Beruf Staatsanwaltin

33



34

Den Staatsanwaltschaften am Sitz der fir Strafsachen zustédndigen Landesgerichte
obliegt auch die Anklagevertretung in der Hauptverhandlung bei den Bezirksgerichten
des jeweiligen Landesgerichtssprengels. Diese Aufgabe wird in der Regel von Bezirks-
anwaltinnen wahrgenommen (fachkundigen Bediensteten), die unter Aufsicht und Leitung

der Staatsanwaltinnen stehen.

Weisungen an Staatsanwaltschaften sind schriftlich zu erteilen und zu begriinden. Ist
dies wegen Gefahr im Verzug nicht méglich, so ist eine mindlich erteilte Weisung sobald
wie méglich schriftlich zu bestatigen. Eine Ausfertigung der Weisung ist im Sinne der
Transparenz zum Akt zu nehmen.

Staatsanwaltinnen, die eine erteilte Weisung fir rechtswidrig halten, haben
dies ihren Vorgesetzten mitzuteilen. In diesem Fall sowie immer dann, wenn sonst eine
schriftliche Weisung verlangt wird, haben die Vorgesetzten die Weisung schriftlich zu

erteilen oder schriftlich zu wiederholen, widrigenfalls sie als zuriickgezogen gilt.

Die Staatsanwaltinnen haben eine gesetzliche Personalvertretung.
AuBerdem gibt es die privatrechtliche Vereinigung der ésterreichischen Staats-

anwiéltinnen, http://www.staatsanwaelte.at.

5.2 Ernennung zur Staatsanwaltin

Zur Staatsanwaltin kann nur ernannt werden, wer die Erfordernisse fur die Ernennung zur
Richterin erfullt (siehe den in der Anlage abgedruckten § 26 RStDG) und eine zumindest
einjahrige Praxis als Richterin bei einem Gericht oder — in einer friiheren Funktion — als

Staatsanwaltin aufweist.

Eine Nachsichterteilung von dieser einjéhrigen Praxis ist gemaB § 174 Abs. 2
RStDG dann zulassig, wenn gleichermaBen geeignete Bewerberinnen, die allen
Erfordernissen entsprechen, nicht vorhanden sind. Zu den Ernennungserforder-

nissen z&hlt wie fir das Richteramt die 8sterreichische Staatsbiirgerschaft.

Es gibt daher keine gesonderte Berufsausbildung, sondern es werden Richterinnen
bzw. Richteramtsanwarterinnen (unter Erteilung der Nachsicht vom Praxiserfordernis)
zu Staatsanwiéltinnen ernannt. Ein sp&terer Wechsel von dem einen zum anderen Amt
im Kernbereich der Rechtspflege ist zul&ssig. Von dieser Méglichkeit wird in der Praxis
auch immer wieder Gebrauch gemacht.

Freie Staatsanwéltinnenplanstellen sind — wie die Richterinnenplanstellen - 6ffent-
lich zur Besetzung auszuschreiben. Die eingelangten Bewerbungsgesuche sind jeweils von

einer vierkdpfigen Personalkommission zu prifen, deren Mitglieder alle die Erfordernisse
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fur die Ernennung zur Staatsanwéltin erfillen missen. Personalkommissionen sind bei
den Oberstaatsanwaltschaften, bei der Generalprokuratur und beim Bundesministerium

fur Justiz eingerichtet.

Den Personalkommissionen bei den Oberstaatsanwaltschaften und bei der
Generalprokuratur gehéren je zwei Mitglieder kraft ihres Amtes an. Ferner
entsendet die Gewerkschaft Offentlicher Dienst und das zentrale Personal-
vertretungsorgan fir die Staatsanwéltinnen je eine Staatsanwaéltin in diese

Personalkommissionen.

Die Personalkommission hat einen Besetzungsvorschlag zu erstatten, der in seiner Form
jenem fir eine Richterinnenplanstelle entspricht. Der Vorschlag der Personalkommission
ist zwar rechtlich nicht verbindlich, in der Praxis werden jedoch nur Bewerberinnen aus

dem Kreis der Vorgeschlagenen ernannt.

Das Recht zur Ernennung der Staatsanwaéltinnen steht dem Bundesprésidenten zu, der
jedoch — gleich wie bei den Richterinnenplanstellen (siehe Abschnitt IV.F.) — fir die
meisten Staatsanwaéltinnenplanstellen das Ernennungsrecht an die Bundesministerin

fur Justiz delegiert hat.

Ahnlich der im richterlichen Bereich mit den »Sprengelrichterinnen* geschaffenen
Personalreserve konnte auch fiir den staatsanwaltschaftlichen Bereich die gesetzliche
Grundlage fir die Ernennung sogenannter Sprengelstaatsanwiéltinnen geschaffen wer-
den (§ 175 Abs. 2 RStDG). Sie sollen neben der Vertretung langerer Abwesenheiten vor
allem jene Staatsanwéltinnen entlasten, in deren Abteilungen (,Referate) GroBverfahren

anfallen.

5.3 Rechtliche Verantwortlichkeit

Die rechtliche Verantwortlichkeit der Staatsanwaltinnen entspricht jener der Richterinnen.
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6.1 Allgemeines

Die rund 700 Rechtspflegerinnen sind in Osterreich eine unverzichtbare Siule der Ge-
richtsbarkeit. Sie treffen zahlenm&Big den gréBten Teil aller Gerichtsentscheidungen —

vor allem im Bereich der Exekutions-, Firmenbuch- und Grundbuchsachen.

Sie sind besonders ausgebildete Beamtinnen des Gerichts, denen auf Grund des
Bundes-Verfassungsgesetzes (Art. 87a B-VG) und des Rechtspflegergesetzes die Be-
sorgung von genau umschriebenen Geschéaften der erstinstanzlichen Gerichtsbarkeit in
Zivilrechtssachen tUbertragen ist. Sie unterstehen in dieser Funktion nur den jeweils vor-
gesetzten Richterinnen und sind nur an deren Weisungen gebunden. Diesem Weisungs-
recht kommt heute praktisch keine Bedeutung mehr zu, sodass die Rechtspflegerinnen

weitestgehend véllig eigenverantwortlich arbeiten.

Historisch gesehen geht das Amt auf die wirtschaftliche Notsituation Ende der 1920er-
Jahre zuriick. Damals ging es darum, die Richterinnen — insbesondere in Exekutions-
sachen — von ,einfachen und gleichsam wiederkehrenden Geschéften“ zu entlasten.
Anfanglich wurden sie ,,Fachbeamte mit erweitertem Wirkungskreis“ genannt, erst spater
setzte sich die Bezeichnung Rechtspflegerin durch.

Ein wichtiger Markstein in der Entwicklung war fiir die Rechtspflegerinnen das
Jahr 1962, in dem das Amt in der 8sterreichischen Bundesverfassung verankert und ein
eigenes Rechtspflegergesetz beschlossen wurde.

In der Folge wurde ihre Stellung als bedeutsame Organe der Gerichtsbarkeit
weiter verbessert und ihre Tatigkeit zeitgem&B umschrieben. Die Zustandigkeiten wur-
den mehrfach erweitert und die Ausbildungsvorschriften neu geregelt. Die aktuellen
Bestimmungen finden sich im Rechtspflegergesetz (RpflG), BGBI. Nr. 560/1985.

Die rechtliche Verantwortlichkeit entspricht jener der Richterinnen.

6.2 Arbeitsgebiete der Rechtspflegerin

Die 8sterreichische Rechtsordnung sieht vier Arbeitsgebiete vor, in denen Rechts-
pflegerinnen tatig werden kdnnen:

+  Exekutions-, Insolvenz- und Zivilprozesssachen

*  AuBerstreitsachen

*  Grundbuchs- und Schiffsregistersachen

*  Firmenbuchsachen
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Die insgesamt rund 700 Rechtspflegerinnen verteilen sich wie folgt auf die einzelnen

Sparten:

m Exekutions-, Insolvenz-
und Zivilprozesssachen

u AuBerstreitsachen
® Grundbuch

Firmenbuch

6.3 Zustandigkeitsabgrenzung zwischen Richterin und
Rechtspflegerin

Der Wirkungskreis der Rechtspflegerinnen umfasst nicht alle auf den genannten Arbeits-
gebieten anfallenden Arbeiten und Entscheidungen. Die in ihre Zustandigkeit fallenden
Geschéfte sind im Rechtspflegergesetz genau aufgezahlt, wobei der Wirkungskreis in

den einzelnen Arbeitsgebieten unterschiedlich weit gezogen ist.

Grundbuchssachen sind beispielsweise eine nahezu ausschlieBliche Domé&ne der
Rechtspflegerinnen.

Auch der GroBteil der Exekutionssachen wird von Rechtspflegerinnen erledigt;
den Richterinnen sind nur besonders schwierige Verfahren (wie etwa die Exekution auf
Liegenschaften) oder Verfahrensteile (wie etwa die Vollstreckbarerklarung auslandischer
Exekutionstitel) vorbehalten.

In Verlassenschafts- und Pflegschaftssachen, die zum AuBerstreitverfahren
gehdren, im Mahnverfahren und schlieBlich auch in Firmenbuchsachen ist ihr Wirkungs-
kreis ebenfalls sehr weit gezogen. So werden grundsétzlich alle Verlassenschaftsakten
von Rechtspflegerinnen gefiihrt, in denen das Vermégen EUR 200.000,00 nicht tber-
steigt, sowie jene Pflegschaftsverfahren, in denen das Vermégen der Pflegebefohlenen
EUR 150.000,00 nicht ubersteigt.
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Tatigkeitsbereiche der Rechtspflegerinnen
Jedes dieser vier Arbeitsgebiete erfordert eine gesonderte Ausbildung und eine ge-

sonderte Bestellung zur Rechtspflegerin fiir das betreffende Arbeitsgebiet.

Eine besondere Regelung gilt fiir die sogenannten ,Mahnsachen* (das sind vereinfacht
ausgedriickt auf Geldbetrdge lautende Zivilklagen, bei denen zunéchst ein Zahlungs-
befehl an die beklagte Partei erlassen wird; erhebt sie keinen Einspruch, bildet der rechts-
kraftig gewordene Zahlungsbefehl einen Exekutionstitel). Wer die Rechtspflegeraus-
bildung nach dem 31. Dezember 1985 absolviert hat, darf diese Mahnsachen bearbeiten.

Eine weitere, bedeutende Ausdehnung des Zusténdigkeitsbereiches der Rechts-
pflegerinnen in Exekutionssachen ist mit Beginn des Jahres 1995 wirksam geworden.
Damals sind die Bestimmungen iiber das bezirksgerichtliche Insolvenzverfahren (so-
genanntes ,Schuldenregulierungsverfahren* oder auch ,Privatkonkurs®) in Kraft getreten,
die maBgeblich von Exekutionsrechtspflegerinnen vollzogen werden. |hr Aufgaben-
bereich in Firmenbuchsachen hat auch auf Grund des am 1. Juli 1996 in Kraft getretenen
EU-Gesellschaftsrechts-Anderungsgesetzes und der darin getroffenen zusétzlichen
Rechnungslegungspflichten sowie durch das neue AuBerstreitgesetz, BGBI. | Nr. 111/2003,
Erweiterungen erfahren. Zu weiteren Verschiebungen der Zusténdigkeiten zwischen
Richterinnen und Rechtspflegerinnen kam es aufgrund einer am 2.1.2017 bzw. 1.1.2018 in
Kraft getretenen Novelle des Rechtspflegergesetzes. Dabei wurden insbesondere durch
die Anhebung oder génzliche Aufhebung von Wertgrenzen die Zusténdigkeitsbereiche

der Rechtspflegerinnen erweitert.

6.4 Laufbahn und Ausbildung der Rechtspflegerin

Der Berufseinstieg hat die Ablegung der Reifepriifung an einer hdheren Schule (Matura)
zur Voraussetzung.

Vor der Zulassung zur Rechtspflegerinnenausbildung durch die Présidentin des
Oberlandesgerichtes miissen Bewerberinnen in der Gerichtskanzlei arbeiten und die fur
Bedienstete in den Geschaftsstellen (Kanzleien) der Gerichte und Staatsanwaltschaften

vorgesehenen Priifungen ablegen.

Die Dauer der Rechtspflegerinnenausbildung betrégt drei Jahre und umfasst

+ die Verwendung bei einem oder mehreren Gerichten mit der Vorbereitung von
Erledigungen auf dem angestrebten Arbeitsgebiet,

+ die Teilnahme an einem Grundlehrgang und an einem Arbeitsgebietslehrgang
sowie

+ die in zwei Teilprifungen abzulegende Rechtspflegerinnenpriifung.
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Die Prifung wird von einer Kommission aus drei Mitgliedern abgenommen. Den Vorsitz
fuhrt eine Richterin, ein Mitglied muss Rechtspflegerin sein.

Nach der bestandenen Rechtspflegerinnenpriifung erhalten die Rechtspfleger-
anwaérterinnen ein von der Bundesministerin fir Justiz ausgestelltes Diplom und sind

damit zur Fihrung der Berufsbezeichnung , Diplomrechtspflegerin“ berechtigt.

Nach Absolvierung der dreijahrigen Ausbildung ist eine Rechtspflegerurkunde
auszustellen, die die Befdhigung zur Ausiibung des Berufes der Rechtspfle-

gerin best&tigt und mit der die grundsétzliche Befugnis zur Besorgung der in
den jeweiligen Wirkungskreis fallenden Geschéafte der ordentlichen Gerichts-

barkeit verbunden ist.

In der Folge hat die Prasidentin des Oberlandesgerichtes zu bestimmen, bei welchem

Gericht und allenfalls in welchem zeitlichen Umfang die Rechtspflegerin zu verwenden ist.

Innerhalb des Gerichtes wird die Rechtspflegerin einer Gerichtsabteilung zu-
gewiesen. Sie ist in der Gesché&ftsverteilungsiibersicht des Gerichtes unter An-
gabe des Arbeitsgebietes und der zugewiesenen Gerichtsabteilung zu nennen.
Innerhalb der Gerichtsabteilung ergeben sich die Aufgaben unmittelbar aus

dem Gesetz, wobei die Richterin jedoch auch Vorgénge an sich ziehen kann.

Die Rechtspflegerinnen werden durch eine gesetzliche Personalvertretung vertreten. Als
privatrechtliche Organisation besteht die Vereinigung der Rechtspfleger Osterreichs,

http://www.vdroe.at.

6.5 Die Rechtspflegerin im iibrigen Europa

Ein Vergleich mit anderen européischen L&ndern zeigt, dass Rechtspflegerinnen nur in
der Bundesrepublik Deutschland eine ebenso wichtige Aufgabe der Rechtsprechung
erfiillen wie in Osterreich. In anderen westeuropaischen Landern tiben vergleichbare
Gerichtsbedienstete (in Frankreich z.B. als ,Greffiers* bezeichnet) keine richterlichen
Tatigkeiten aus. lhre Aufgabe besteht vor allem in der Vorbereitung oder in der Abfassung

von Entscheidungsentwiirfen.
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Die Aufgabenteilung zwischen Richterinnen und Rechtspflegerinnen hat sich sowohl in
der Bundesrepublik Deutschland als auch in Osterreich sehr bewahrt. Mit EntschlieBung
des Ministerkomitees des Europarates vom 12. September 1986 wurde die Empfehlung
ausgesprochen, Rechtspflegerinnen so wie in der, Bundesrepublik Deutschland und in
Osterreich starker in der Rechtsprechung einzusetzen.

Dieses Anliegen wird auch von der Europ&ischen Union der Rechtspflegerinnen

(http://www.rechtspfleger.org), die beim Europarat Konsultativstatus hat, mit groBem

Nachdruck unterstiitzt.
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71 Allgemeines

Rechtsanwiéltinnen sind dazu berufen und befugt, Parteien in allen gerichtlichen und
auBergerichtlichen, in allen &ffentlichen und Privatangelegenheiten vor allen Gerichten

und Behérden der Republik Osterreich zu vertreten.

Zur Ausiibung der Rechtsanwaltschaft in Osterreich bedarf es keiner behérdlichen
Ernennung; die Berufsausiibung setzt jedoch die nachgenannten Erfordernisse voraus.

Die wesentlichen Rechtsgrundlagen enthalten die Rechtsanwaltsordnung (RAO),
RGBI. Nr. 96/1896, das Disziplinarstatut fiir Rechtsanwilte und Rechtsanwaltsanwérter
(DSt), BGBI. Nr. 474/1990, das Bundesgesetz iiber den Rechtsanwaltstarif (RATG),
BGBI. Nr. 189/1969 und das Rechtsanwaltspriifungsgesetz (RAPG), BGBI. Nr. 556/1985.

7.2 Voraussetzungen fiir die Berufsausiibung

Wer den Beruf der Rechtsanwaéltin ergreifen will, hat nach dem Studium des &ster-
reichischen Rechts eine insgesamt zumindest fiinfjahrige rechtsberufliche Tatigkeit nach-
zuweisen, wovon mindestens sieben Monate bei Gericht oder einer Staatsanwaltschaft
(Gerichtspraxis, siche Abschnitt 2.3., Seite 22) und mindestens drei Jahre bei einer
Ssterreichischen Rechtsanwaltin als Rechtsanwaltsanwarterin zu verbringen sind. Derzeit

gibt es rund 2.200 Rechtsanwaltsanwérterinnen, Frauen sind mit rund 49 % vertreten.

Die furr die Berufsausiibung erforderliche Rechtsanwaltspriifung kann nach einer prakti-
schen Verwendung von drei Jahren, hiervon mindestens sieben Monate bei Gericht oder
einer Staatsanwaltschaft und mindestens zwei Jahre bei einer Rechtsanwaltin abgelegt
werden. Voraussetzung fir die Ablegung der Prifung ist tiberdies die Teilnahme an von

der Rechtsanwaltskammer verbindlich vorgeschriebenen Ausbildungsveranstaltungen.

Die Priifung ist mundlich und schriftlich vor einem Senat der Rechtsanwalts-
prifungskommission, die bei den Oberlandesgerichten besteht, abzulegen.
Der Senat setzt sich aus zwei Mitgliedern aus dem Richterstand und aus zwei

Mitgliedern aus der Anwaltschaft zusammen.

Wer die aufgezahlten Erfordernisse erfillt, kann die Eintragung in die Liste derjenigen

Rechtsanwaltskammer erwirken, in deren Sprengel der Kanzleisitz liegen soll.
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Diese Eintragung erfolgt auf Grund des Nachweises der gesetzlichen Erforder-
nisse und nach einem dem Kammerpréasidenten geleisteten Gel6bnis (ohne
Mitwirkung der Justizministerin). Die Eintragung ist nur zu verweigern, wenn
die Betreffende eine Handlung begangen hat, die sie des Vertrauens unwiirdig
macht. Gesellschaften zur Ausiibung der Rechtsanwaltschaft — Gesellschaften
birgerlichen Rechts, offene Gesellschaften oder Kommanditgesellschaften
(Rechtsanwalts-Partnerschaften) und Gesellschaften mit beschrénkter Haf-
tung — sind beim Ausschuss der Rechtsanwaltskammer, in deren Sprengel sie
ihren Kanzleisitz haben, zur Eintragung in die Liste der Rechtsanwalts-Gesell-

schaften anzumelden (siehe § 1a der Rechtsanwaltsordnung).

Unter bestimmten Voraussetzungen kann in Osterreich auch eine ausléndische Rechts-

anwaltin, die Staatsangehdrige eines Mitgliedstaats der Europ&ischen Union oder eines

anderen Vertragsstaates des Abkommens Giber den Europé&ischen Wirtschaftsraum oder

der Schweiz ist,

+ vorlibergehend rechtsanwaltliche Tatigkeiten ausiiben,

« nach Ablegung einer Eignungspriifung um die Eintragung in die Liste der Rechts-
anwéltinnen der zustadndigen Rechtsanwaltskammer ansuchen oder

 sich unter der Berufsbezeichnung des Herkunftsstaates sofort ohne vorherige
Eignungspriifung in Osterreich niederlassen und sich nach einer dreijahrigen
neffektiven und regelmaBigen* Berufsausiibung in Osterreich voll in die éster-

reichische Rechtsanwaltschaft integrieren.

Siehe dazu im Detail das Bundesgesetz uiber den freien Dienstleistungs-
verkehr und die Niederlassung von européischen Rechtsanwaltinnen und
Rechtsanwalten sowie die Erbringung von Rechtsdienstleistungen durch inter-
national tatige Rechtsanwaltinnen und Rechtsanwalte in Osterreich (EIRAG),
BGBI. | Nr. 27/2000.

7.3 Rechtliche Verantwortlichkeit

Rechtsanwiéltinnen, die gegen Berufspflichten oder das Standesansehen verstoBen,
haben sich vor einem von der drtlichen Rechtsanwaltskammer gewahlten Disziplinarrat
zu verantworten. Die Strafbefugnis des Disziplinarrates geht bis zur Streichung von der
Liste der Rechtsanwaéltinnen. In zweiter Instanz entscheidet der Oberste Gerichtshof
in Vierersenaten, die sich aus zwei Richterinnen des Obersten Gerichtshofs und zwei
Rechtsanwéltinnen zusammensetzen. Daneben unterliegen Rechtsanwéltinnen selbst-

verstandlich auch einer straf- und zivilrechtlichen Verantwortung.
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7.4 Rechtsanwaltskammern

Samtliche in die jeweilige Liste eingetragenen Rechtsanwiéltinnen und Rechtsanwalts-
anwarterinnen eines Bundeslandes bilden eine Rechtsanwaltskammer. Die Rechts-
anwaltskammern sind Kérperschaften des &ffentlichen Rechtes und autonome Selbst-
verwaltungskdrper. Die Rechtsanwaltskammern, die auch staatliche Aufgaben zu erfiillen
haben, werden von frei gewahlten Ausschiissen verwaltet und einer gleichfalls von allen

Mitgliedern gewé&hlten Prasidentin reprasentiert.

7.5 Osterreichischer Rechtsanwaltskammertag

Delegierte der Rechtsanwaltskammern der einzelnen Bundeslénder bilden zur Ko-
ordinierung ihrer Aufgaben eine gemeinsame Représentanz auf Bundesebene, den

Osterreichischen Rechtsanwaltskammertag (http://www.rechtsanwaelte.at).

Dem Osterreichischen Rechtsanwaltskammertag obliegen unter anderem:

- die Erstattung von Gesetzesvorschlagen und Gutachten zu Gesetzesentwiirfen;

+ die Anzeige von Méngeln in der Rechtspflege und Verwaltung und die Erstattung
von Vorschlégen zur Verbesserung von Rechtspflege und Verwaltung;

+ die Erlassung von Richtlinien z.B. iiber die Berufsauslbung, zu den Kriterien fir
die Ermittlung des angemessenen Honorars (soweit keine gesetzliche Regelung

vorgesehen ist) oder fir die Ausbildung von Rechtsanwaltsanwérterinnen.

7.6 Finanzprokuratur — Anwaéltin und Beraterin der
Republik

Die erfolgreiche Ablegung der Rechtsanwaltsprifung ist auch fir eine juristische Tatig-
keit in der Finanzprokuratur erforderlich (6ffentlich-rechtliches Dienstverhéltnis), die die
Funktion einer Rechtsanwaltin und Beraterin fir die Republik Osterreich und staatsnahe

Einrichtungen wahrnimmt (http://finanzprokuratur.bmf.gv.at).
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Beruf Notarin



8.1 Allgemeines

Seit der Wiedererrichtung des ésterreichischen Notariats im Jahre 1850 steht der
rechtsuchenden Bevélkerung zur Regelung ihrer privatrechtlichen Rechtsverhaltnisse
die Notarin als unabh&ngiges und unparteiisches Organ der vorsorgenden Rechtspflege
zur Verfligung.

Ihre Hauptaufgabe liegt in der Mitwirkung an Rechtsvorgéngen und in der Rechts-
betreuung der Bevdlkerung. Die Notarin errichtet ffentliche Urkunden, verwahrt Fremd-
gut, verfasst Privaturkunden und vertritt Parteien, vornehmlich im auBerstreitigen Bereich.
Dariiber hinaus obliegt der Notarin noch die Tatigkeit als Beauftragte des Gerichtes im
Verfahren auBer Streitsachen. Insbesondere wird sie zur Durchfiihrung der Verlassen-
schaftsverfahren als sogenannte Gerichtskommissé&rin herangezogen. Die Notarin hat
dafir zu sorgen, dass die Vermdgenswerte einer Verstorbenen gesichert werden und
den berechtigten Personen zukommen. Diese T&tigkeit erfordert besondere Kenntnisse
im Erbrecht und im AuBerstreitverfahren, woraus wieder die sténdige Heranziehung von
Notarinnen durch die Bevélkerung bei der Mitwirkung von Testamentserrichtungen wie

Uberhaupt zur Beratung und Vertretung in Erbrechtsangelegenheiten resultiert.

Die Notarin bt ein éffentliches Amt aus, ist jedoch keine Beamtin. Sie tragt das
wirtschaftliche Risiko des Kanzleibetriebes, betreibt jedoch kein Gewerbe. Sie ist dem
freien Beruf angenshert, als Gerichtskommissérin aber ein gerichtliches Organ. Die
Tatigkeit als Notarin ist hauptberuflich und kann nicht wie in einigen anderen Landern

mit einer Tatigkeit als Rechtsanwaltin verbunden werden.

Veradnderungen der Zahl der Notarstellen und deren Amtssitze erfolgen jeweils durch
Verordnung der Bundesministerin fiir Justiz. Derzeit bestehen in Osterreich 515 (Stand:
2018) Notarstellen.

Die wesentlichen Rechtsgrundlagen fir diese T&tigkeit enthalten die Notariats-
ordnung (NO), RGBI. Nr. 75/1871, das Notariatsaktsgesetz, RGBI. Nr. 76/1871,
das Notariatstarifgesetz (NTG), BGBI. Nr. 576/1973, das Notariatspriifungsgesetz,
BGBI. Nr. 522/1987, das Gerichtskommissarsgesetz, BGBI. Nr. 343/1970, und das Ge-
richtskommissionstarifgesetz (GKTG), BGBI. Nr. 108/1971.
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8.2 Ausbildung

Der Weg bis zur Ernennung zur Notarin ist lang. Wer das Studium des &sterreichischen
Rechts abgeschlossen hat und sich fir den Beruf der Notarin interessiert, sucht eine
Notarin, die sie in ein Angestelltenverhéltnis aufnimmt und in die Liste der Notariats-
kandidatinnen eintragen lasst (derzeit rund 450 Notariatskandidatinnen). Die Eintragung
in die von der zusténdigen Notariatskammer gefiihrte Liste der Notariatskandidatinnen
ist nur zul&ssig, wenn die Betreffende eine siebenmonatige Gerichtspraxis als Rechts-
praktikantin (bei Gericht oder einer Staatsanwaltschaft, siche Abschnitt 2.3.) aufweist
und bei der erstmaligen Eintragung in das Kandidatinnenverzeichnis das 35. Lebensjahr

noch nicht vollendet hat.

Ansonsten kann die Eintragung nur aus wichtigen Griinden verweigert werden,

beispielsweise bei mangelnder Vertrauenswiirdigkeit.

Einmal Notariatskandidatin geworden, muss diese Tatigkeit eine ausschlieBliche sein.

Nebentatigkeiten sind genehmigungspflichtig.

8.3 Notariatspriifung

Um zur Notariatsprifung zugelassen zu werden, hat die Notariatskandidatin von der

Notariatskammer verbindlich vorgeschriebene Ausbildungsveranstaltungen zu besuchen.

Die Notariatspriifung ist in zwei Teilen abzulegen:

«  Zur ersten Teilpriifung kann die Notariatskandidatin nach einer Kandidatinnenzeit
von 18 Monaten antreten, spatestens muss jedoch die erste Teilprifung am Ende
des funften Jahres der Kandidatenzeit abgelegt werden, widrigenfalls man von

der Liste der Notariatskandidatinnen zu streichen ist.

e Zur zweiten Teilprifung kann man nach einer weiteren praktischen Verwendung
als Notariatskandidatin im AusmaB von mindestens einem Jahr antreten. Sp&tes-
tens vor Ablauf einer zehnjéhrigen Kandidatinnenzeit muss die zweite Teilpriifung
der Notariatspriifung erfolgreich bestanden werden, sonst wird man von der Liste

gestrichen.
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8.4 Ernennung zur Notarin

Frei gewordene oder neu geschaffene Notarstellen sind vor ihrer Besetzung éffentlich
auszuschreiben. Das Gesetz (§ 6 Notariatsordnung) fordert von den Bewerberinnen um
eine Notarstelle unter anderem, dass sie

+ Staatsangehérige eines EU- oder eines anderen EWR-Mitgliedstaats oder der
Schweiz sind,

+ das rechtswissenschaftliche Diplomstudium oder das rechts- und staatswissen-
schaftliche Studium (Studium des 8sterreichischen Rechts) erfolgreich zurtick-
gelegt haben,

+ die Notariatspriifung bestanden haben und

+ eine siebenjédhrige rechtsberufliche Verwendung, davon mindestens drei Jahre als

Notariatskandidatin nach Ablegung der Notariatspriifung, nachweisen kénnen.

Diese Grundvoraussetzungen geben aber noch kein Recht auf Ernennung zur Notarin. Im
Besetzungsverfahren werden die Bewerberinnen von der 6rtlich zusténdigen Notariats-
kammer und nachfolgend von den Personalsenaten des zustdndigen Landesgerichts und
des Oberlandesgerichtes begutachtet und gereiht, wobei der Dauer der praktischen
Verwendung maB3gebende Bedeutung zukommt. Die Notariatskammer und die zwei
Personalsenate erstatten je einen Dreiervorschlag an die Bundesministerin fiir Justiz.
Er ist an die Vorschlage zwar nicht gebunden, ernennt aber in der Praxis nur gereihte

Bewerberinnen.

Das Notarinnenamt kann bis zum 31. Janner des Kalenderjahres ausgeiibt werden, das
der Vollendung des 70. Lebensjahres folgt. Eine Ernennung auf eine andere Notarstelle
ist nach Ablauf des 64. Lebensjahres nicht mehr zul&ssig, ebenso ist eine Ernennung auf
eine andere Stelle solange nicht zul&ssig, solange die Amtszeit auf der letzten Notarstelle
nicht zumindest sechs Jahre betragen hat. Eine amtswegige Versetzung einer Notarin

auf eine andere Notarstelle ist unzuldssig.

Notarinnen kénnen zum Zweck der Ausiibung ihres Berufes auch Offene
Gesellschaften und Kommanditgesellschaften (Notar-Partnerschaften) bilden

(siehe im Detail die §§ 22 ff der Notariatsordnung).
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8.5 Aufsicht Uiber das Notariat; rechtliche
Verantwortlichkeit

Notarinnen stehen wegen ihrer Aufgaben als Verfasserinnen von &ffentlichen Urkunden
und als Gerichtskommiss&rinnen unter besonderer Kontrolle. Die Aufsicht Uber das
Notariat obliegt der Bundesministerin fur Justiz, der Justizverwaltung und unmittelbar

den Notariatskammern.

Fir Notarinnen gilt ein eigenes Disziplinarrecht. Disziplinarvergehen werden in erster In-
stanz vom Oberlandesgericht als Disziplinargericht fiir Notarinnen und in zweiter Instanz
vom Obersten Gerichtshof als Disziplinargericht fiir Notarinnen geahndet, wobei den
erkennenden Senaten jeweils auch Notarinnen anzugehdren haben. Der Strafenkatalog
des Disziplinargerichtes reicht bis zur Amtsenthebung. BloBe Ordnungswidrigkeiten
werden von der Notariatskammer und als Berufungsinstanz vom Oberlandesgericht als

Disziplinargericht fiir Notarinnen geahndet.

Neben ihrer disziplindren Verantwortlichkeit unterliegt die Notarin selbstverstandlich

auch einer strafrechtlichen und zivilrechtlichen Verantwortlichkeit.

Soweit die Notarin als Gerichtskommissérin tatig wird, gilt sie als Beamtin

im strafrechtlichen Sinn und ist daher fir die sogenannten Amtsdelikte, dazu
zahlt insbesondere der Missbrauch der Amtsgewalt, verantwortlich. lhre
zivilrechtliche Haftung ist unterschiedlich geregelt. Soweit sie als Gerichts-
kommissérin tatig wird, unterliegt sie denselben Haftungsregelungen wie

die Richterin und die Staatsanwaltin. Sie kann also von den Parteien nicht
unmittelbar in Anspruch genommen werden, sondern die Parteien haben ihre
Ersatzanspriiche an den Staat zu richten. Der Staat kann sich bei Vorsatz oder
grober Fahrlassigkeit regressieren. AuBerhalb ihrer Tatigkeit als Gerichts-

kommissérin ist sie den Parteien unmittelbar zivilrechtlich verantwortlich.

8.6 Die Notariatskollegien

Die Notarinnen, die in einem Bundesland ihren Amtssitz haben, und die in das Verzeichnis
der Notariatskandidatinnen dieses Bundeslandes eingetragenen Notariatskandidatinnen
bilden ein Notariatskollegium. Fir die Bundesléander Wien, Niederdsterreich und Burgen-
land sowie fiir die Bundeslénder Tirol und Vorarlberg bestehen jeweils gemeinsame
Kollegien. Jedes Kollegium besteht aus der Gruppe der Notarinnen und aus der Gruppe
der Notariatskandidatinnen. Dem Kollegium obliegen die Wahrung der Ehre und Wiirde

des Standes und die Vertretung der Standesinteressen.
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Jedes Notariatskollegium hat aus seinen Mitgliedern eine Notariatskammer zu wahlen.
Die Notariatskammer besteht aus einer Notarin als Prasidentin, sechs Notarinnen

(Wien: zwdlf) und drei Notariatskandidatinnen (Wien: sechs) als Mitgliedern.

8.7 Osterreichische Notariatskammer

Aus den Notariatskammern der Lander setzt sich die Osterreichische Notariatskammer

(http://www.notar.at) zusammen. Diese ist, soweit es das &sterreichische Notariat in

seiner Gesamtheit oder Uber den Bereich einer einzelnen Notariatskammer hinaus-
reichende Angelegenheiten betrifft, zur Wahrung der Rechte und Angelegenheiten des

Notariats sowie zu seiner Vertretung berufen.

Zu ihrem Wirkungskreis gehéren besonders die Erstattung von Gesetzesvorschldgen
und Gutachten zu Gesetzesentwirfen sowie die Einrichtung und Fiihrung des zentralen
Testamentsregisters, des notariellen Treuhandregisters und des elektronischen Urkunden-

archivs des dsterreichischen Notariats.

HINWEIS: Die vollsténdigen Fassungen der hier abgedruckten
Gesetze sowie des gesamten in Osterreich geltenden Rechts
kénnen tagesaktuell und kostenlos im Internet abgerufen werden:
http://www.ris.bka.gv.at
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Bundes-Verfassungsgesetz (B-VG) — Auszug
B. Ordentliche Gerichtsbarkeit

Artikel 82
(1) Die ordentliche Gerichtsbarkeit geht vom Bund aus.
(2) Die Urteile und Erkenntnisse werden im Namen der Republik

verkiindet und ausgefertigt.

Artikel 83

(1) Die Organisation und die Zust&ndigkeit der ordentlichen Ge-
richte werden durch Bundesgesetz geregelt.

(2) Niemand darf seinem gesetzlichen Richter entzogen werden.

(Anm.: Abs. 3 aufgehoben durch Art. | Z 1 BGBI. Nr. 73/1968)

Artikel 84

Die Militargerichtsbarkeit ist - auBer fir Kriegszeiten - aufgehoben.

Artikel 85
Die Todesstrafe ist abgeschafft.

Artikel 86

(1) Die Richter werden, sofern nicht in diesem Gesetz anderes
bestimmt ist, gem&B dem Antrag der Bundesregierung vom
Bundesprasidenten oder auf Grund seiner Erméachtigung vom
zusténdigen Bundesminister ernannt; die Bundesregierung oder
der Bundesminister hat Besetzungsvorschlage der durch Bundes-
gesetz hiezu berufenen Senate einzuholen.

(2) Der dem zusténdigen Bundesminister vorzulegende und der
von ihm an die Bundesregierung zu leitende Besetzungsvorschlag
hat, wenn gentigend Bewerber vorhanden sind, mindestens
drei Personen, wenn aber mehr als eine Stelle zu besetzen ist,
mindestens doppelt so viele Personen zu umfassen, als Richter

zu ernennen sind.

Artikel 87

(1) Die Richter sind in Auslbung ihres richterlichen Amtes
unabhéngig.

(2) In Ausiibung seines richterlichen Amtes befindet sich ein
Richter bei Besorgung aller ihm nach dem Gesetz und der Ge-

schaftsverteilung zustehenden gerichtlichen Geschéafte, mit Aus-

schluss der Justizverwaltungssachen, die nicht nach Vorschrift
des Gesetzes durch Senate oder Kommissionen zu erledigen sind.
(3) Die Geschafte sind auf die Richter des ordentlichen Ge-
richtes fur die durch Bundesgesetz bestimmte Zeit im Voraus
zu verteilen. Eine nach dieser Geschéftsverteilung einem Rich-
ter zufallende Sache darf ihm nur durch Verfiigung des durch
Bundesgesetz hiezu berufenen Senates und nur im Fall seiner
Verhinderung oder dann abgenommen werden, wenn er wegen
des Umfangs seiner Aufgaben an deren Erledigung innerhalb

einer angemessenen Frist gehindert ist.

Artikel 87a

(1) Durch Bundesgesetz kann die Besorgung einzelner, genau zu
bezeichnender Arten von Geschéaften der Gerichtsbarkeit erster
Instanz besonders ausgebildeten nichtrichterlichen Bundes-
bediensteten ibertragen werden.

(2) Der nach der Geschéaftsverteilung zusténdige Richter kann
jedoch jederzeit die Erledigung solcher Geschéafte sich vor-
behalten oder an sich ziehen.

(3) Bei der Besorgung der im Abs. 1 bezeichneten Geschéfte
sind die nichtrichterlichen Bundesbediensteten nur an die Wei-
sungen des nach der Geschéaftsverteilung zustandigen Richters

gebunden. Art. 20 Abs. 1 dritter Satz ist anzuwenden.

Artikel 88

(1) Durch Bundesgesetz wird eine Altersgrenze bestimmt, mit
deren Erreichung die Richter in den dauernden Ruhestand treten.
(2) Im Ubrigen dirfen Richter nur in den vom Gesetz vor-
geschriebenen Fallen und Formen und auf Grund eines férmlichen
richterlichen Erkenntnisses ihres Amtes entsetzt oder wider ihren
Willen an eine andere Stelle oder in den Ruhestand versetzt
werden. Diese Bestimmungen finden jedoch auf Ubersetzungen
und Versetzungen in den Ruhestand keine Anwendung, die
durch eine Anderung der Gerichtsorganisation nétig werden. In
einem solchen Fall wird durch das Gesetz festgestellt, innerhalb
welchen Zeitraumes Richter ohne die sonst vorgeschriebenen
Formlichkeiten tbersetzt und in den Ruhestand versetzt werden
kénnen.

(3) Die zeitweise Enthebung der Richter vom Amt darf nur durch
Verfiigung des Gerichtsvorstehers oder Gerichtspréasidenten

oder der Ubergeordneten Gerichtsbehérde bei gleichzeitiger
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Verweisung der Sache an das zusténdige ordentliche Gericht

stattfinden.

Artikel 88a

Durch Bundesgesetz kann bestimmt werden, dass bei einem
tibergeordneten ordentlichen Gericht Stellen fiir Sprengelrichter
vorgesehen werden kénnen. Die Zahl der Sprengelrichterstellen
darf 3 vH der bei den nachgeordneten ordentlichen Gerichten
bestehenden Richterstellen nicht tbersteigen. Die Verwendung
der Sprengelrichter bei den nachgeordneten ordentlichen Ge-
richten und gegebenenfalls bei dem tibergeordneten ordentlichen
Gericht selbst wird von dem durch Bundesgesetz hiezu berufenen
Senat des Ubergeordneten ordentlichen Gerichtes bestimmt.
Sprengelrichter durfen nur mit der Vertretung von Richtern nach-
geordneter ordentlicher Gerichte beziehungsweise von Richtern
des libergeordneten ordentlichen Gerichtes selbst und nur im
Falle der Verhinderung dieser Richter oder dann betraut werden,
wenn diese Richter wegen des Umfangs ihrer Aufgaben an deren

Erledigung innerhalb einer angemessenen Frist gehindert sind.

Artikel 89

(1) Die Prufung der Gultigkeit gehérig kundgemachter Ver-
ordnungen, Kundmachungen tiber die Wiederverlautbarung eines
Gesetzes (Staatsvertrages), Gesetze und Staatsvertrége steht,
soweit in den folgenden Abs&tzen nicht anderes bestimmt ist,
den ordentlichen Gerichten nicht zu.

(2) Hat ein ordentliches Gericht gegen die Anwendung einer
Verordnung aus dem Grund der Gesetzwidrigkeit, einer Kund-
machung tber die Wiederverlautbarung eines Gesetzes (Staats-
vertrages) aus dem Grund der Gesetzwidrigkeit, eines Gesetzes
aus dem Grund der Verfassungswidrigkeit oder eines Staats-
vertrages aus dem Grund der Rechtswidrigkeit Bedenken, so
hat es den Antrag auf Aufhebung dieser Rechtsvorschrift beim
Verfassungsgerichtshof zu stellen.

(3) Ist die vom ordentlichen Gericht anzuwendende Rechts-
vorschrift bereits auBer Kraft getreten, so hat der Antrag des
ordentlichen Gerichtes an den Verfassungsgerichtshof die Ent-
scheidung zu begehren, dass die Rechtsvorschrift gesetzwidrig,

verfassungswidrig oder rechtswidrig war.
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(4) Durch Bundesgesetz ist zu bestimmen, welche Wirkungen ein
Antrag gemaB Abs. 2 oder 3 fir das beim ordentlichen Gericht
anh&ngige Verfahren hat.

Artikel 90

(1) Die Verhandlungen in Zivil- und Strafrechtssachen vor dem
erkennenden ordentlichen Gericht sind mundlich und &ffentlich.
Ausnahmen bestimmt das Gesetz.

(2) Im Strafverfahren gilt der Anklageprozess.

Artikel 90a

Staatsanwaélte sind Organe der ordentlichen Gerichtsbarkeit. In
Verfahren wegen mit gerichtlicher Strafe bedrohter Handlungen
nehmen sie Ermittlungs- und Anklagefunktionen wahr. Durch
Bundesgesetz werden die ndheren Regelungen tiber ihre Bindung

an die Weisungen der ihnen vorgesetzten Organe getroffen.

Artikel 91

(1) Das Volk hat an der Rechtsprechung mitzuwirken.

(2) Bei den mit schweren Strafen bedrohten Verbrechen, die das
Gesetz zu bezeichnen hat, sowie bei allen politischen Verbrechen
und Vergehen entscheiden Geschworene iber die Schuld des
Angeklagten.

(3) Im Strafverfahren wegen anderer strafbarer Handlungen
nehmen Schoffen an der Rechtsprechung teil, wenn die zu
verhdngende Strafe ein vom Gesetz zu bestimmendes MaB

Uiberschreitet.

Artikel 92

(1) Oberste Instanz in Zivil- und Strafrechtssachen ist der Oberste
Gerichtshof.

(2) Dem Obersten Gerichtshof kénnen Mitglieder der Bundes-
regierung, einer Landesregierung, eines allgemeinen Vertretungs-
kérpers oder des Europdischen Parlaments nicht angehdren;
fur Mitglieder eines allgemeinen Vertretungskérpers oder des
Europdischen Parlaments, die auf eine bestimmte Gesetzge-
bungs- oder Funktionsperiode gewshlt wurden, dauert die
Unvereinbarkeit auch bei vorzeitigem Verzicht auf das Mandat
bis zum Ablauf der Gesetzgebungs- oder Funktionsperiode fort.

Zum Préasidenten oder Vizeprasidenten des Obersten Gerichts-



hofes kann nicht ernannt werden, wer eine der eben erwéhnten

Funktionen in den letzten funf Jahren ausgeibt hat.

Artikel 93
Amnestien wegen gerichtlich strafbarer Handlungen werden

durch Bundesgesetz erteilt.

Artikel 94

(1) Die Justiz ist von der Verwaltung in allen Instanzen getrennt.
(2) Durch Bundes- oder Landesgesetz kann in einzelnen An-
gelegenheiten anstelle der Erhebung einer Beschwerde beim
Verwaltungsgericht ein Instanzenzug von der Verwaltungs-
behérde an die ordentlichen Gerichte vorgesehen werden. In
den Angelegenheiten der Vollziehung des Bundes, die nicht
unmittelbar von Bundesbehérden besorgt werden, sowie in den
Angelegenheiten der Art. 11, 12, 14 Abs. 2 und 3 und 14a Abs. 3
und 4 dirfen Bundesgesetze gemaB dem ersten Satz nur mit Zu-
stimmung der L&nder kundgemacht werden. Fur Landesgesetze

gemaB dem ersten Satz gilt Art. 97 Abs. 2 sinngemaB.
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Richter- und Staatsanwaltschaftsdienstgesetz
(RStDG) —Auszug
1. TEIL

Dienstrecht

I. ABSCHNITT
* Richterlicher Vorbereitungsdienst
+ Begriindung und Auflésung des Dienstverhéltnisses

* Aufnahme in das Dienstverhiltnis

§ 1. (1) Die Aufnahme in den richterlichen Vorbereitungsdienst
erfolgt durch Ernennung zum Richteramtsanwérter.

(2) Der Richteramtsanwaérter ist ohne Bestimmung eines Dienst-
ortes fur einen Oberlandesgerichtssprengel zu ernennen. Eine
spétere Ernennung fir einen anderen Oberlandesgerichts-

sprengel ist auf Ansuchen des Richteramtsanwérters zuléssig.

§ 2—Beachte fiir folgende Bestimmung:

Zum Bezugszeitraum vgl. § 212 Abs. 66 Aufnahmeerfordernisse.

§ 2. (1) Erfordernisse fiir die Aufnahme in den richterlichen Vor-

bereitungsdienst sind:

1. die sterreichische Staatsbiirgerschaft;

2. die volle Handlungsfahigkeit;

3. die uneingeschrénkte persénliche und fachliche Eignung
einschlieBlich der erforderlichen sozialen Fahigkeiten
(§ 14 Abs. 2) fur die mit der Ausiibung des richterlichen
Amtes verbundenen Aufgaben;

4. a) der Abschluss eines Studiums des &sterreichischen
Rechts (§ 2a) oder
b) die Zuriicklegung des rechtswissenschaftlichen Diplom-
studiums nach dem Bundesgesetz liber die Studien an den
Universitaten, BGBI. | Nr. 48/1997, oder nach dem Bundes-
gesetz Uber das Studium der Rechtswissenschaften, BGBI.
Nr. 140/1978, und der auf Grund dieses Studiums erlangte
akademische Grad eines Magisters der Rechtswissen-
schaften oder
c) die Zuriicklegung der rechts- und staatswissenschaft-
lichen Studien nach der juristischen Studien- und Staats-
priifungsordnung, StGBI. Nr. 164/1945, und

5. eine Gerichtspraxis als Rechtspraktikant in der Dauer von

sieben Monaten.

(1a) Von der Aufnahme in den richterlichen Vorbereitungsdienst

sind Personen ausgeschlossen,

1. die wegen einer mit Vorsatz begangenen strafbaren Hand-
lung zu einer drei Monate iibersteigenden Freiheitsstrafe
verurteilt worden sind, solange die Verurteilung nicht der
Beschrénkung der Auskunft aus dem Strafregister unter-
liegt oder getilgt ist oder

2. gegen die wegen eines Verbrechens ein Strafverfahren
eingeleitet ist.

(2) Vom Erfordernis einer Gerichtspraxis kann bei einem

Aufnahmewerber, der als Rechtspfleger tatig war, teilweise

abgesehen werden. Das AusmaB der Nachsicht hat sich nach

dem Verwendungserfolg, dem Arbeitsgebiet und der Dauer der

bisherigen Rechtspflegertatigkeit zu richten.
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Studium des sterreichischen Rechts

§ 2a. (1) Das zur Aufnahme in den richterlichen Vorbereitungs-
dienst erforderliche Studium des &sterreichischen Rechts ist
an einer Universitat zurlickzulegen und mit einem rechts-
wissenschaftlichen akademischen Grad abzuschlieBen, wobei
diesem auch mehrere Studien (§§ 54 ff Universitdtsgesetz 2002,
BGBI. | Nr. 120/2002) zu Grunde liegen kénnen. Die Studien-
dauer hat mindestens vier Jahre mit einem Arbeitsaufwand von
zumindest 240 ECTS-Anrechnungspunkten (§ 51 Abs. 2 Z 26
Universitatsgesetz 2002) zu betragen.

(2) Im Rahmen des Studiums nach Abs. 1 sind nachweislich
angemessene Kenntnisse Uber folgende Wissensgebiete zu
erwerben:

1., 6sterreichisches burgerliches Recht und &sterreichisches
Zivilverfahrensrecht,

2., ésterreichisches Straf- und Strafprozessrecht,

3., 8sterreichisches Verfassungsrecht einschlieBlich der Grund-
und Menschenrechte und &sterreichisches Verwaltungsrecht
einschlieBlich des Verwaltungsverfahrensrechts,

4., ésterreichisches Unternehmensrecht, dsterreichisches Ar-
beits- und Sozialrecht und &sterreichisches Steuerrecht,

5., Europarecht; allgemeines Vélkerrecht,

6., erforderlichenfalls sonstige rechtswissenschaftliche Wissens-
gebiete und

7., Grundlagen des Rechts; wirtschaftswissenschaftliche
Wissensgebiete; sonstige Wissensgebiete mit Bezug zum Recht.
Diese Wissensgebiete sind in einem zur Sicherstellung der fur
die Ausibung des Berufs des Richters erforderlichen rechts-
wissenschaftlichen Ausbildung angemessenen Umfang vor-
zusehen. Der Arbeitsaufwand fiir diese Wissensgebiete hat
insgesamt zumindest 200 ECTS-Anrechnungspunkte zu betragen,
wobei auf rechtswissenschaftliche Wissensgebiete zumindest
150 ECTS-Anrechnungspunkte zu entfallen haben. Der Nachweis
der Kenntnisse ist durch positiv abgelegte Priifungen und/oder
positiv beurteilte schriftliche Arbeiten einschlieBlich der Arbeit
nach Abs. 4 zu erbringen, wobei der Gegenstand der Priifung
oder Arbeit jeweils auch mehreren Wissensgebieten entnommen
sein kann.

(3) Im Rahmen des Studiums ist auch eine schriftliche, positiv
beurteilte Arbeit zu erstellen, deren inhaltlicher Schwerpunkt

auf einem oder mehreren der in Abs. 2 genannten rechtswissen-
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schaftlichen Wissensgebiete gelegen sein muss und die dem
Nachweis der Fahigkeit zum selbstandigen rechtswissenschaft-
lichen Arbeiten dient.

(4) Ein von einem &sterreichischen Staatsangehdrigen an
einer Universitat zuriickgelegtes und mit einem rechtswissen-
schaftlichen akademischen Grad abgeschlossenes anderes
rechtswissenschaftliches Studium entspricht nur bei Gleich-
wertigkeit den Erfordernissen nach Abs. 1. Die Gleichwertigkeit
der Ausbildung und ihrer Inhalte ist dann gegeben, wenn die
Kenntnisse und Fahigkeiten des Studienabsolventen den durch
Absolvierung eines Studiums des 6sterreichischen Rechts nach
den Abs. 2 und 3 bescheinigten Kenntnissen und F&higkeiten
entsprechen. Die Priifung der Gleichwertigkeit, gegebenenfalls
auch deren Herstellung bei nur teilweiser Entsprechung hat nach
den Vorschriften des ersten Abschnittes des Ausbildungs- und
Berufspriifungsanrechnungsgesetzes (ABAG), BGBI. Nr. 523/1987,

zu erfolgen.

Aufnahmeverfahren

§ 3. (1) Die Prasidentin oder der Prasident des Oberlandes-
gerichtes hat das Vorliegen der Aufnahmeerfordernisse zu prifen
und dabei durch die dafiir erforderliche Einsichtnahme in die Ver-
fahrensautomation Justiz im Rahmen einer schriftlich dokumen-
tierten Verarbeitung zu erheben, ob der Ausschlussgrund nach
§ 2 Abs. 1a Z 2 vorliegt. Die abgefragten personenbezogenen
Daten und besonderen Kategorien personenbezogener Daten
durfen nur solange verarbeitet werden, als dies zur Zweck-
erreichung unbedingt erforderlich ist. Die Prasidentin oder der
Prasident des Oberlandesgerichtes hat iiberdies eine Straf-
registerauskunft gemaB § 9 des Strafregistergesetzes 1968,
BGBI. Nr. 277/1968, einzuholen und schriftlich dokumentiert zu
verarbeiten und diese nach ihrer Uberpriifung unverziiglich zu
|6schen. Der weiteren Priifung sind die AuBerungen der wéhrend
der Gerichtspraxis mit der Ausbildung der Aufnahmewerberin
oder des Aufnahmewerbers beauftragt gewesenen Richterinnen
und Richter sowie der Leiterinnen und Leiter der Ubungskurse
zugrunde zu legen. Hat die Aufnahmewerberin oder der Auf-
nahmewerber weitere gem&B § 15 einrechenbare Praxiszeiten
zurlickgelegt, ist auch auf die dariiber ausgestellten Zeugnisse
oder Verwendungsbestatigungen Bedacht zu nehmen. In jedem

Fall hat sich die Prasidentin oder der Prasident des Oberlandes-



gerichtes persénlich oder durch beauftragte Richterinnen und
Richter in einem Gespréch mit der Aufnahmewerberin oder dem
Aufnahmewerber von deren oder dessen Eignung zu vergewissern
und einen Eindruck iiber die Gesamtpersénlichkeit zu verschaffen.
(2) Die Prasidentin oder der Prasident des Oberlandesgerichtes
hat nach MaBgabe der zur Verfiigung stehenden Planstellen der
Bundesministerin oder dem Bundesminister fur Justiz Aufnahme-
werber zur Ernennung vorzuschlagen. Der Vorschlag ist zu be-
griinden und samt den Aufnahmegesuchen und den Nachweisen
tiber die Aufnahmeerfordernisse vorzulegen.

(3) Unter mehreren Aufnahmewerbern ist denjenigen der Vorzug
zu geben, bei denen nach Abwéagung der sich aus § 54 Abs. 1
ergebenden Eignungskriterien die Eignung fir den Richterberuf
in héherem MaBe gegeben ist.

(4) Ist fraglich, ob das vom Aufnahmewerber abgeschlossene
Studium des &sterreichischen Rechts den Voraussetzungen des
§ 2a entspricht, kann die Prasidentin oder der Prasident des Ober-
landesgerichtes als oder im Wege des Prases der gemé&fB § 5 Abs.
3 Ausbildungs- und Berufspriifungs-Anrechnungsgesetz — ABAG,
BGBI. Nr. 523/1987, zusténdigen Ausbildungspriifungskommission
ein Gutachten eines oder mehrerer Priifungskommissére aus dem

Kreis der Universitatsprofessoren (§ 3 Abs. 2 ABAG) einholen.

Ernennungsdekret
§ 4. Uber die Ernennung zum Richteramtsanwirter ist ein Dekret
auszufertigen, in dem die Planstelle anzugeben und darauf hin-

zuweisen ist, dass das Dienstverhéltnis provisorisch ist.

Pflichtenangelobung des Richteramtsanwaérters

§ 5. Der Richteramtsanwérter hat bei Antritt seines Dienstes
beim Prasidenten des Oberlandesgerichtes folgende Pflichten-
angelobung zu leisten:

Ich gelobe, dass ich die in der Republik Osterreich geltende
Rechtsordnung unverbriichlich beachten und meine ganze Kraft

in den Dienst der Republik stellen werde.

Dienstzeit
§ 6. Die dienstliche Anwesenheit des Richteramtsanwaérters hat

sich nach den Erfordernissen der Ausbildung zu bestimmen.

Kiindigung des Dienstverhéltnisses

§ 7. (1) Das Dienstverhéltnis kann vom Prasidenten des Ober-

landesgerichtes mit Bescheid zum Ende jedes Kalendermonates

gekiindigt werden. Die Kiindigungsfrist betrdgt wahrend des
ersten halben Jahres des richterlichen Vorbereitungsdienstes
ein Monat, danach zwei Monate und nach dem zweiten Jahr
des richterlichen Vorbereitungsdienstes drei Monate. Bei der

Berechnung der Dauer des richterlichen Vorbereitungsdienstes

ist § 13 sinngem&B anzuwenden.

(2) Kuindigungsgriinde sind:

1. Mangel oder Wegfall eines Aufnahmeerfordernisses;

2. Nichtablegung der Richteramtspriifung innerhalb eines
halben Jahres oder Nichtbestehen der wiederholten
Richteramtspriifung innerhalb eines Jahres nach Be-
endigung des vierjahrigen Ausbildungsdienstes;

3. Nichtaufnahme in drei Besetzungsvorschlage fiir Plan-
stellen eines Richters des Bezirksgerichtes oder eines
Richters fur den Sprengel des Oberlandesgerichtes bei
aufrechter Bewerbung trotz zahlenmé&Biger Nichtaus-
schépfung der Besetzungsvorschlage;

4. Nichtbewerbung nach Erfiillung der Ernennungs-
erfordernisse um zwei verschiedene Planstellen eines
Richters des Bezirksgerichtes oder eines Richters fir
den Sprengel des Oberlandesgerichtes trotz jeweiliger
nachweislicher Aufforderung durch den Prasidenten des
Oberlandesgerichtes;

5. unbefriedigender Arbeitserfolg;

6. pflichtwidriges Verhalten im oder auBer Dienst.

(3) Die Kiindigung wegen pflichtwidrigen Verhaltens ist wahrend

eines Disziplinarverfahrens tber dieses Verhalten unzuléssig. Die

Kiindigung ist auch unzulssig, wenn das pflichtwidrige Verhalten

Gegenstand eines Disziplinarverfahrens gewesen ist, das durch

Einstellung oder Freispruch geendet hat.

Dienstentlassung infolge Verurteilung

§ 8. Wird der Richteramtsanwaérter zu einer Strafe verurteilt,
die den Verlust des Amtes kraft Gesetzes nach sich zieht, so ist
vom Prasidenten des Oberlandesgerichtes die Dienstentlassung

zu vollziehen.
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Il. ABSCHNITT
*  Ausbildung des Richteramtsanwiérters

» Dauer und Ablauf des Ausbildungsdienstes

§ 9. (1) Der Ausbildungsdienst dauert vier Jahre; wird die
Richteramtspriifung nicht innerhalb dieses Zeitraumes erfolg-
reich abgelegt, verléngert sich der Ausbildungsdienst bis zur
erfolgreichen Ablegung der Richteramtspriifung.

(2) Der Ausbildungsdienst ist beim Bezirksgericht, beim Ge-
richtshof erster Instanz, bei einer Staatsanwaltschaft, bei einer
Anstalt zum Vollzug von Freiheitsstrafen oder vorbeugenden
MaBnahmen, bei einem Rechtsanwalt oder bei einem Notar oder
bei der Finanzprokuratur sowie bei einer Opferschutz- oder Fiir-
sorgeeinrichtung zu leisten.

(3) Ein Teil des Ausbildungsdienstes kann beim Oberlandes-
gericht, beim Obersten Gerichtshof, beim Bundesministerium
fur Justiz und bei einer Einrichtung fir Bewahrungshilfe (§ 24
Abs. 2 des Bewshrungshilfegesetzes 1969, BGBI. Nr. 146) oder
im Finanzwesen geleistet werden.

(4) Die ndheren Bestimmungen Uber die inhaltliche und zeitliche
Ausgestaltung des Ausbildungsdienstes sind durch die Bundes-
ministerin oder den Bundesminister fur Justiz durch Verordnung
festzulegen.

(5) Der Prasident des Oberlandesgerichtes hat im Einvernehmen
mit den in Betracht kommenden Verwaltungsstellen dem Richter-
amtsanwarter Gelegenheit zu geben, die Einrichtungen und die
Arbeitsweisen der Dienststellen des Bundes kennenzulernen,
die fur die Tatigkeit des Richters oder des Staatsanwaltes von
Bedeutung sind. Zu diesem Zweck sind Exkursionen zu den
betreffenden Dienststellen, verbunden mit Vortrdgen durch

Vertreter dieser Dienststellen, zu veranstalten.

Ausbildung beim Rechtsanwalt

§ 9a. (1) Der Ausschuss der Rechtsanwaltskammer hat eine Liste
der Rechtsanwilte zu fiihren, die bereit sind, einen Richteramts-
anwdérter in ihre Kanzlei aufzunehmen, und Gewéhr fiir eine
ordnungsgemaBe Ausbildung des Richteramtsanwarters bieten.
Der Ausschuss der Rechtsanwaltskammer hat dem 6rtlich zu-
standigen Prasidenten des Oberlandesgerichtes im Jénner jedes

Jahres eine Ausfertigung dieser Liste zu tibermitteln. Anderungen
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in dieser Liste sind vom Ausschuss der Rechtsanwaltskammer un-
verziiglich dem Préasidenten des Oberlandesgerichtes mitzuteilen.
(2) Die Zuteilung zum Rechtsanwalt obliegt dem Prasidenten
des Oberlandesgerichtes; sie ist nur innerhalb des Oberlandes-
gerichtssprengels zulssig, fir den der Richteramtsanwérter
ernannt ist. Zwischen Rechtsanwalt und Richteramtsanwarter
darf kein Angehérigkeitsverhéltnis im Sinne des § 34 bestehen.
(3) Die Ausbildung beim Rechtsanwalt darf frithestens nach dem
zweiten Jahr des Ausbildungsdienstes beginnen. Die Zuteilung
ist so vorzunehmen, dass in diesen Ausbildungsabschnitt nicht
die Zeit des Prifungsurlaubes und der Ablegung der Richter-
amtsprifung fallt.

(4) Der Président des Oberlandesgerichtes hat dem Rechts-
anwalt und dem Ausschuss der Rechtsanwaltskammer den
vorgesehenen Zeitraum der Zuteilung mindestens zwei Monate
vor Beginn der Zuteilung bekanntzugeben. Termine von Kursen,
Ubungen, Seminaren, Exkursionen und anderen derartigen Ver-
anstaltungen, an denen der Richteramtsanwérter teilnehmen soll,
sowie festgelegte Urlaube sind dem Rechtsanwalt spéatestens
zwei Wochen vorher mitzuteilen. Die Pflicht zur Anzeige einer
Dienstverhinderung im Sinne des § 62 Abs. 1 besteht auch gegen-
iber dem Rechtsanwalt.

(5) Wahrend der Zuteilung bleibt das &ffentlich-rechtliche
Dienstverhaltnis des Richteramtsanwaérters zum Bund aufrecht;
zwischen Richteramtsanwérter und Rechtsanwalt wird kein
Dienstverhéltnis begriindet. Der Rechtsanwalt haftet fir den
Richteramtsanwaérter als seinen Erfillungsgehilfen nach den
Bestimmungen des biirgerlichen Rechts. Das Dienstnehmerhaft-
pflichtgesetz, BGBI. Nr. 80/1965, findet sinngem&B Anwendung.
Das Amtshaftungsgesetz, BGBI. Nr. 20/1949, und das Organhaft-
pflichtgesetz, BGBI. Nr. 181/1967, sind nicht anzuwenden.

(6) Wahrend der Zuteilung hat der Richteramtsanwérter die
Vertretungsbefugnis eines substitutionsberechtigten Rechts-
anwaltsanwarters (§ 15 Abs. 2 der Rechtsanwaltsordnung, RGBI.
Nr. 96/1868). Der Ausschuss der Rechtsanwaltskammer hat dem
Richteramtsanwaérter eine Urkunde auszustellen, wonach dieser
fur die Dauer der Zuteilung gemaB § 15 Abs. 2 der Rechtsanwalts-
ordnung vertretungsbefugt ist (groBe Legitimationsurkunde).
(7) Der Rechtsanwalt ist verpflichtet, den Richteramtsanwérter
im Rahmen seiner Haftpflichtversicherung (§ 21a der Rechts-

anwaltsordnung) mitzuversichern.



(8) Der Rechtsanwalt hat fiir jeden in seiner Kanzlei oder in seinem
Auftrag verbrachten Arbeitstag des Richteramtsanwérters 75 vH
eines Zweiundzwanzigstels des Gehaltes (§ 67) eines Richter-
amtsanwérters an den Présidenten des Oberlandesgerichtes
zu Uberweisen. Bei Richteramtsanwértern mit Herabsetzung
der Auslastung nach § 76a oder mit Teilauslastung nach dem
Mutterschutzgesetz (MSchG), BGBI. Nr. 221/1979, oder dem
Vater-Karenzgesetz (VKG), BGBI. Nr. 651/1989, ist von den gemé&l
§ 76d Abs. 1 halbierten Ansétzen auszugehen. Die Uberweisung
hat jeweils bis l&dngstens 20. des néchsten Kalendermonates zu
erfolgen. Dem Rechtsanwalt ist es untersagt, dem Richteramts-
anwaérter fir dessen Tatigkeit ein Entgelt zu geben; ebenso ist
es dem Richteramtsanwérter untersagt, fir seine Tatigkeit beim
Rechtsanwalt von diesem oder von anderen Personen ein Entgelt
anzunehmen.

(9) Der Richteramtsanwérter hat die Anordnungen des Rechts-
anwaltes, die ihm im Rahmen der Ausbildung erteilt werden, zu
befolgen, es sei denn, die Befolgung wiirde gegen ein gesetzliches
Verbot oder gegen die guten Sitten verstoBen. Ein pflichtwidriges
Verhalten des Richteramtsanwarters ist vom Rechtsanwalt dem
Prasidenten des Oberlandesgerichtes anzuzeigen. Der 2. Teil
dieses Bundesgesetzes ist auf den Richteramtsanwérter auch
fur die Zeit seiner Ausbildung beim Rechtsanwalt anzuwenden.
(10) Fir die Zuteilung zum Rechtsanwalt sind die Bestimmungen
der Reisegebihrenvorschrift 1955, BGBI. Nr. 133, tiber die Dienst-
zuteilung anzuwenden, wobei die Kanzlei des Rechtsanwaltes
als Dienststelle des Bundes gilt. Reisen, die der Richteramts-
anwarter wahrend der Zuteilung zum Rechtsanwalt zum Zweck
der Teilnahme an Kursen, Ubungen, Seminaren, Exkursionen und
anderen derartigen im Rahmen des Ausbildungsdienstes fest-
gesetzten Veranstaltungen unternimmt, gelten nach MaBgabe
der Reisegebiihrenvorschrift 1955 als Dienstreisen. Fiir Reisen,
die der Richteramtsanwérter im Rahmen seiner Verwendung
beim Rechtsanwalt unternimmt, hat er ausschlieBlich gegeniiber
dem Rechtsanwalt einen zivilrechtlichen Anspruch auf Ersatz
des Mehraufwandes, wobei sich Umfang und Hdhe dieses
Anspruches nach der Reisegebihrenvorschrift 1955 richten.
Soweit Fahrausweise vom Rechtsanwalt zur Verfiigung gestellt
werden, entféllt der Anspruch auf Reisekostenvergiitung. Der
Richteramtsanwaérter hat FahrpreisermaBigungen fiir &ffentliche

Verkehrsmittel in Anspruch zu nehmen, sofern fir allfallige Kosten

von Berechtigungsausweisen oder fur allféllige, von der einzelnen
Reise unabhéngige Vorauszahlungen der Rechtsanwalt aufkommt.
(11) Auf Ersuchen des Rechtsanwaltes oder des Richteramts-
anwarters ist die Ausbildung des Richteramtsanwérters beim
Rechtsanwalt vorzeitig zu beenden. Der Président des Ober-
landesgerichtes hat in diesem Fall die Zuteilung unverziglich
aufzuheben und hievon den Ausschuss der Rechtsanwaltskammer

zu verstandigen.

Ausbildung beim Notar

§ 9b. (1) Auf die Ausbildung des Richteramtsanwérters beim Notar
ist § 9a mit Ausnahme des Abs. 6 mit der MaBBgabe anzuwenden,
dass an die Stelle des Ausschusses der Rechtsanwaltskammer die
Notariatskammer und an die Stelle der Verweisung auf § 21a der
Rechtsanwaltsordnung die Verweisung auf § 30 der Notariats-
ordnung, RGBI. Nr. 75/1871, treten.

(2) § 118 Abs. 1 der Notariatsordnung ist sinngem&fB anzuwenden.
Geschéfte der im § 118 Abs. 2 der Notariatsordnung aufgezahlten

Art kdnnen dem Richteramtsanwarter nicht aufgetragen werden.

Ausbildung im Bereich des Finanzwesens

§ 9c. (1) Ausbildungen kdnnen uberdies im Bereich des Finanz-

wesens bei

1. der Finanzverwaltung,

2. der Finanzmarktaufsicht,

3. der Abteilung Wirtschaftskriminalitat im
Bundeskriminalamt,

4. der Osterreichischen Nationalbank,

5. Wirtschaftspriiferinnen und Wirtschaftspriifern,

6. Steuerberaterinnen und Steuerberatern,

7. anerkannten Wirtschaftstreuhandgesellschaften und

8. geeigneten Unternehmen

stattfinden.

(2) In jedem Fall hat die Ausbildungseinrichtung die Richter-

amtsanwarterin oder den Richteramtsanwarter im Rahmen ihrer

bestehenden Betriebs- bzw. Haftpflichtversicherung mitzuver-

sichern bzw. zur Sicherstellung eines Haftpflichtversicherungs-

schutzes eine solche abzuschlieBen.

(3) § 9a Abs. 2 bis 5 und 9 bis 11 ist sinngem&B anzuwenden.
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Gestaltung des Ausbildungsdienstes

§ 10. (1) Der Ausbildungsdienst ist so einzurichten, dass der
Richteramtsanwérter in sdmtlichen Geschéaftszweigen des ge-
richtlichen und des staatsanwaltschaftlichen Dienstes ein-
schlieBlich der Justizverwaltungssachen und des Dienstes in
der Geschéftsstelle unterwiesen wird und die zur selbsténdigen
Auslibung des Amtes eines Richters oder Staatsanwaltes er-
forderlichen Kenntnisse und Fahigkeiten erwerben kann. Es
ist ihm Gelegenheit zu geben, unter Aufsicht des Richters Ver-
nehmungen durchzufiihren, bei mindlichen Streitverhandlungen
und Hauptverhandlungen jedoch nur dann, wenn nicht vor
einem Senat verhandelt wird und der Richter anwesend ist. Der
Richteramtsanwarter ist soviel wie méglich zur Ausarbeitung
von Entscheidungsentwiirfen und zu anderer konzeptiver Vor-
arbeit in Zivil- und in Strafsachen heranzuziehen. Er ist auch als
Schriftfihrer zu beschéaftigen, jedoch nur insoweit, als dies mit
dem Zweck der Ausbildung vereinbar ist.

(2) Wahrend der Ausbildung bei der Finanzprokuratur, beim
Rechtsanwalt und beim Notar ist dem Richteramtsanwérter
Gelegenheit zu geben, vornehmlich die Entwicklung und Durch-
fiihrung der Rechtssachen vom Standpunkt der Parteien kennen-
zulernen. Zu diesem Zweck ist er, soweit dies die Umstéande ge-
statten, der Aufnahme von Informationen zuzuziehen oder mit der
selbsténdigen Aufnahme von Informationen zu betrauen. Er ist
zur Verfassung von Parteieingaben, insbesondere zur Verfassung
von Schriftsatzen in Justizsachen, und, soweit dies gesetzlich
zuléssig ist, zur Vertretung bei Verhandlungen heranzuziehen.
(3) Im Rahmen der Ausbildung im Bereich der Wirtschaft ist das
Versténdnis fur wirtschaftliche und betriebswirtschaftliche Ab-
ldufe und Zusammenhénge zu férdern.

(4) Bei der Gestaltung des Ausbildungsdienstes ist darauf Be-
dacht zu nehmen, dass dem Richteramtsanwaérter zum Studium fiir
die Richteramtspriifung und seine wissenschaftliche Fortbildung

geniigend Zeit frei bleibt.

Leitung des Ausbildungsdienstes
§ 11. Der Prasident des Oberlandesgerichtes hat den Aus-
bildungsdienst zu leiten und die Verwendung des Richteramts-

anwarters zu bestimmen.
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Beurteilung des Ausbildungsstandes

§ 12. (1) Jeder mit der Ausbildung des Richteramtsanwérters be-
traute Richter, Staatsanwalt oder Beamte hat dessen Leistungen,
Ausbildungsstand und Eignung fiir den Richterberuf nach den im
§ 54 Abs. 1 genannten Erfordernissen schriftlich zu beurteilen.
Der Leiter der Dienststelle hat diese Beurteilung unter Anschluss
seiner Stellungnahme dem Prasidenten des Oberlandesgerichtes
im Dienstweg vorzulegen.

(2) Der Prasident des Oberlandesgerichtes soll dem Richteramts-
anwérter insoweit mindlich Auskunft iiber den wesentlichen
Inhalt der Beurteilung geben, als dadurch eine Steigerung der
Leistungen des Richteramtsanwérters zu erwarten ist. Auf Er-
suchen des Richteramtsanwérters ist diese Auskunft jedenfalls
zu erteilen.

(3) Abs. 1 ist von der Finanzprokuratur, vom Rechtsanwalt und
vom Notar mit der MaBgabe anzuwenden, dass die Gebiete, auf
denen der Richteramtsanwaérter verwendet wurde, in einer Ver-
wendungsbestétigung kurz anzufiihren sind und eine Beurteilung
der Eignung fiir den Richterberuf zu unterbleiben hat. Die Vorlage
der Verwendungsbestéatigung hat unmittelbar an den Prasidenten

des Oberlandesgerichtes zu erfolgen.

Dienstabwesenheit

§ 13. (1) Die Zeit, wahrend der der Richteramtsanwarter aus an-
deren Griinden als wegen Erholungs- und Priifungsurlaubes vom
Dienst abwesend ist, ist bei der Berechnung der Dauer des Aus-
bildungsdienstes nicht zu beriicksichtigen, soweit sie wahrend
eines Ausbildungsjahres insgesamt 30 Arbeitstage liberschreitet.
(2) Die Zeit einer Herabsetzung der Auslastung nach § 76a oder
einer Teilauslastung nach dem MSchG oder nach dem VKG z&hlt
bei der Berechnung der Dauer des Ausbildungsdienstes und
der im § 9 Abs. 4 festgelegten Mindest- und Héchstdauer von

Ausbildungsstationen nur zur Halfte.

Ubungskurse zur Ausbildung

§ 14. (1) Beim Oberlandesgericht, erforderlichenfalls auch beim
Gerichtshof erster Instanz sind Ubungskurse zur Ausbildung der
Richteramtsanwarter einzurichten.

(2) Die Ubungskurse sollen den Richteramtsanwarter in Stand
setzen, seine Rechtskenntnisse praktisch zu verwerten, seine

Fahigkeit, Rechtsfélle mundlich und schriftlich darzustellen und



zu entscheiden, férdern, seine sozialen Féhigkeiten (z. B. Kritik-,
Konflikt-, Kommunikations- und Teamféhigkeit) stérken und sein
Verstandnis fiir die gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Zu-
sammenhénge und ihre Bedeutung fiir die Rechtsanwendung
wecken.

(3) Dem Richteramtsanwarter ist im Rahmen von Kursen, Semina-
ren, Exkursionen und Ubungen Gelegenheit zu geben, auch die
fiir den Richter unerldsslichen Kenntnisse auf den Gebieten der
Kriminologie, der Rede-, Gesprachs- und Verhandlungstechnik,
der Vernehmungstaktik, des Verhaltens im Parteienverkehr, der
Kommunikation, des Konflikt- und Zeitmanagements, der Sozio-
logie, der forensischen Medizin, der Psychologie, der Psychiatrie
und der automationsunterstiitzten Datenverarbeitung sowie auf
kulturellem, technischem, volkswirtschaftlichem und betriebs-
wirtschaftlichem Gebiet zu erwerben.

(4) Soweit es mit dem Ausbildungszweck und den dienstlichen
Interessen vereinbar ist, ist dem Richteramtsanwérter auch Ge-
legenheit zu geben, an Aus- und Fortbildungsveranstaltungen
anderer Behdrden, Anstalten und Organisationen teilzunehmen.
(5) An den in Abs. 1 bis 3 aufgezéhlten Veranstaltungen haben
auch Richteramtsanwaérter mit Herabsetzung der Auslastung oder
mit Teilauslastung teilzunehmen. Soweit die Teilnahme an diesen
Veranstaltungen die auf Grund der Herabsetzung der Auslastung
oder der Teilauslastung vorgesehene dienstliche Anwesenheit
des Richteramtsanwarters tbersteigt, hat innerhalb der nachsten

zehn Wochen ein Ausgleich zu erfolgen.

Einrechnung in den Ausbildungsdienst

§ 15. Die vor der Ernennung zum Richteramtsanwérter zuriick-
gelegte Praxis als Rechtspraktikant, bei der Finanzprokuratur
oder bei einer anderen Dienststelle der Verwaltung, als Rechts-
anwaltsanwarter oder Notariatskandidat ist vom Prasidenten
des Oberlandesgerichtes ganz oder teilweise in den Aus-
bildungsdienst einzurechnen, soweit durch diese Praxis eine den
Zwecken des Ausbildungsdienstes entsprechende Verwendung
und Ausbildung des Richteramtsanwérters gewéhrleistet ist.
Im Einrechnungsbescheid ist festzustellen, ob, welche und in
welchem Umfang im § 9 Abs. 2 aufgezéhlte Ausbildungsstationen

ersetzt werden.

Richteramtspriifung

§ 16. (1) Durch die Richteramtspriifung sollen die fir den Ge-

richtsdienst nétigen theoretischen und praktischen Kenntnisse

und die Fahigkeit des Kandidaten zur gewandten und richtigen
rechtlichen Beurteilung und Entscheidung von Zivil- und von

Strafféllen nachgewiesen werden.

(2) Die Richteramtspriifung ist schriftlich und miindlich abzulegen.

Sie hat mit der schriftlichen Priifung zu beginnen.

(3) Gegenstand der schriftlichen Priifung sind zwei an Hand von

Gerichtsakten unter Aufsicht zu verfassende Klausurarbeiten

tiber je ein Thema aus dem Zivilrecht und dem Strafrecht. Diese

Arbeiten sind an zwei verschiedenen Tagen innerhalb eines

Zeitraumes von ldngstens je zehn Stunden anzufertigen. Dem

Kandidaten ist die Benltzung der Gesetzesausgaben und der

literarischen Behelfe gestattet; ausgenommen sind Sammlungen

von Musterbeispielen und Formularbiicher.

(4) Folgende Gebiete der &sterreichischen Rechtsordnung -

hinsichtlich der Z 1 bis 8 unter Beriicksichtigung bestehender

europarechtlicher und internationaler Beziige - sind insbesondere
in ihrer praktischen Anwendung durch die Gerichte Gegensténde
der miundlichen Prifung:

1. burgerliches Recht einschlieBlich des Internationalen
Privatrechts sowie das Arbeits- und Sozialrecht;

2. Unternehmensrecht einschlieBlich des Wechsel- und
Scheckrechts, des Immaterialgiiterrechts sowie des
gewerblichen Rechtsschutzes;

3. Zivilverfahrensrecht einschlieBlich des AuBerstreitver-
fahrens-, Exekutions-, Insolvenz- und Anfechtungsrechts;

4. Strafrecht und Strafverfahrensrecht einschlieBlich des
Strafvollzugsrechts sowie der Grundziige der Kriminologie;

5. Verfassung und innere Einrichtung der Gerichte einschlieB3-
lich der wichtigsten Bestimmungen der Gesch&ftsordnung
fir die Gerichte I. und Il. Instanz;

6. Verfassungsrecht, die Grund- und Menschenrechte
einschlieBlich des Gleichbehandlungs- und Antidis-
kriminierungsrechts, die Verfassungs- und die Ver-
waltungsgerichtsbarkeit sowie die Grundziige des
Verwaltungs- und des Finanzrechts;

7. Dienstrecht der Richter und Staatsanwaélte unter Beriick-
sichtigung der Grundziige des Dienstrechts der anderen

Bundesbediensteten;
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8. Verfahrensleitung und Verhandlungsfiihrung durch den
Richter einschlieBlich des addquaten Umgangs mit be-
sonderen Verhandlungssituationen, die Gestaltung richter-
licher Entscheidungen und Verfiigungen, die Besorgung
der Aufgaben der Staatsanwaltschaft, die Zusammenarbeit
und Koordination zwischen Justiz- und Exekutivorganen
sowie Opferschutzeinrichtungen und Interventionsstellen
sowie die Gewaltprévention und das Gewaltschutzrecht;

9. Grundziige des materiellen und formellen Europarechts,
insbesondere Vorabentscheidungsverfahren.

(5) Die miindliche Priifung ist nicht éffentlich und soll mindestens

zwei Stunden dauern. Die gleichzeitige Vornahme der Priifung ist

nur mit zwei Kandidaten zulassig; in diesem Falle soll die Priifung
mindestens drei Stunden dauern.

(6) (Anm.: aufgehoben durch BGBI. | Nr. 96/2007)

I1l. ABSCHNITT
* Ernennung zum Richter

* Erste und spétere Planstelle

§ 25. (1) Der Richter erhélt seine erste und jede spéatere Planstelle
durch Ernennung.

(2) Eine ruckwirkende Ernennung ist, soweit nicht durch Gesetz
etwas anderes bestimmt wird, rechtsunwirksam.

(3) Der Richter wird auf Grund eines Bewerbungsgesuches
nach Einholung von Besetzungsvorschldgen der Personalsenate
ernannt.

(4) Die Ernennung des Richters auf eine andere Planstelle
derselben Gehaltsgruppe (Versetzung) bedarf weder eines
Bewerbungsgesuches noch der Einholung eines Besetzungs-
vorschlages der Personalsenate, wenn sie in Vollziehung eines
Erkenntnisses des Disziplinargerichtes oder des Dienstgerichtes
erfolgt. Die Bundesministerin oder der Bundesminister fiir Justiz
soll jedoch vor Durchfiihrung von Versetzungen innerhalb eines
Oberlandesgerichtssprengels ein Gutachten des Personalsenates
des Oberlandesgerichtes, in anderen Féllen ein Gutachten des

Personalsenates des Obersten Gerichtshofes einholen.
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Ernennungserfordernisse

§ 26. (1) Zum Richter kann nur ernannt werden, wer

1. die fur den richterlichen Vorbereitungsdienst vor-
gesehenen Aufnahmeerfordernisse erfiillt,

2. die Richteramtspriifung bestanden hat und

3. eine insgesamt vierjdhrige Rechtspraxis, davon zumindest
ein Jahr im richterlichen

Vorbereitungsdienst zurlickgelegt hat.

Die restliche Zeit der Rechtspraxis kann in jeder der im § 15

genannten Verwendungen zuriickgelegt worden sein. Bei der

Berechnung der Dauer der auBerhalb des Ausbildungsdienstes

zuriickgelegten Rechtspraxis ist § 13 anzuwenden.

(2) Universitatsprofessoren der rechtswissenschaftlichen Fakul-

t&t einer inldndischen Universitat, die fir die im § 16 Abs. 4 Z 1

bis 4 angefihrten Facher ernannt sind, kénnen auch ohne die

Erfordernisse nach Abs. 1 zu Richtern ernannt werden.

(3) Vom Erfordernis der einjéhrigen Rechtspraxis im richterlichen

Vorbereitungsdienst nach Abs. 1 Z 3 kann die Bundesministerin

oder der Bundesminister fiir Justiz Nachsicht erteilen, wenn kein

gleichwertiger Mitbewerber aufgetreten ist, der die Ernennungs-

erfordernisse erfiillt.

VI. ABSCHNITT
* Pflichten

Allgemeine Pflichten

§ 57. (1) Richter und Staatsanwalte sind der Republik Osterreich
zur Treue verpflichtet und haben die in der Republik Osterreich
geltende Rechtsordnung unverbriichlich zu beachten. Sie haben
sich mit voller Kraft und allem Eifer dem Dienst zu widmen, sich
fortzubilden, die Pflichten ihres Amtes gewissenhaft, unparteiisch
und uneigenniitzig zu erfiillen und die ihnen iibertragenen Amts-
geschéfte so rasch wie méglich zu erledigen.

(2) Befinden sich Richter nicht in Ausiibung ihres richterlichen
Amtes oder sind Richter und Staatsanwaélte nicht sonst in Be-
sorgung der ibertragenen Amtsgeschéfte weisungsfrei gestellt,
haben sie den dienstlichen Anordnungen ihrer Vorgesetzten
Folge zu leisten und dabei die ihnen anvertrauten Interessen

des Dienstes nach bestem Wissen und Kénnen wahrzunehmen.



(3) Richter und Staatsanwalte haben sich im und auBer Dienst so
zu verhalten, dass das Vertrauen in die Rechtspflege sowie das
Ansehen ihrer Berufssténde nicht gefdhrdet wird.

(4) Auch im Ruhestand haben Richter und Staatsanwaélte das

Standesansehen angemessen zu wahren.

(5) Der Richterin oder dem Richter und der Staatsanwaéltin oder

dem Staatsanwalt des Ruhestandes ist es fir die Dauer von

sechs Monaten nach Ubertritt oder Versetzung in den Ruhestand
untersagt, fiir einen Rechtstréger,

1. der nicht der Kontrolle des Rechnungshofes, eines Landes-
rechnungshofes oder einer vergleichbaren internationalen
oder ausléndischen Kontrolleinrichtung unterliegt, und

2. auf dessen Rechtsposition ihre oder seine dienstlichen
Entscheidungen im Zeitraum von zwdlf Monaten vor dem
Ubertritt oder der Versetzung in den Ruhestand maBgeb-
lichen Einfluss hatten,

tatig zu werden, wenn die Ausiibung dieser Tatigkeit geeignet ist,

das Vertrauen der Allgemeinheit in die sachliche Wahrnehmung

seiner vormals dienstlichen Aufgaben zu beeintrachtigen.

(6) Abs. 5 ist nur anzuwenden, wenn der fiir den letzten Monat

des aktiven Dienstverhéltnisses gebiihrende Monatsbezug das

Zwanzigfache der taglichen Héchstbeitragsgrundlage nach § 45

ASVG uberschritten hat.

4. TEIL

Sonderbestimmungen fir Staatsanwélte

Staatsanwélte
§ 173. Die bei den Staatsanwaltschaften ernannten und sténdig
tatigen Staatsanwélte sowie die in § 205 genannten Organe
arbeiten selbsténdig und in eigener Verantwortung im Rahmen

der Weisungen ihrer Vorgesetzten.

Ernennungserfordernisse

§ 174. (1) Zum Staatsanwalt kann nur ernannt werden, wer die
Ernennungserfordernisse nach § 26 erfillt und eine zumindest
einjahrige Praxis als Richter bei einem Gericht oder als Staats-
anwalt aufweist.

(2) Die Nichterfiillung des Erfordernisses einer einjshrigen Praxis

geméaB Abs. 1 kann aus dienstlichen Griinden nachgesehen

werden, wenn ein gleich geeigneter Bewerber, der allen Erforder-
nissen entspricht, nicht vorhanden ist.

(3) Wird eine Richteramtsanwiérterin oder ein Richteramts-
anwarter unter Nachsichterteilung nach Abs. 2 ernannt, gilt mit
dieser das zeitliche Definitivstellungserfordernis (§ 11 Abs. 1Z 2
BDG 1 979) als erfiillt.

(4) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist der Bundes-
minister fiir Justiz, hinsichtlich des § 24 im Einvernehmen mit dem

Bundesminister fiir soziale Sicherheit und Generationen betraut..
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Rechtspraktikantengesetz (RPG)
Gerichtspraxis
§ 1. (1) Die Gerichtspraxis soll Personen, die die vorgesehene
wissenschaftliche Berufsvorbereitung fur einen Beruf ab-
geschlossenen haben, fiir den die Gerichtspraxis gesetzlich als
Berufs-, Ernennungs- oder Eintragungserfordernis vorgesehen ist,
die Méglichkeit geben, ihre Berufsvorbildung durch eine Tatigkeit
in der Gerichtsbarkeit fortzusetzen und dabei ihre Rechtskennt-
nisse zu erproben und zu vertiefen.
(2) Rechtspraktikanten sind Personen, die in Gerichtspraxis
stehen.
(3) Die in diesem Bundesgesetz verwendeten personenbezogenen

Ausdriicke umfassen Frauen und Manner gleichermal3en.

Zulassung zur Gerichtspraxis
§ 2. (1) Auf die Zulassung zur Gerichtspraxis besteht in dem Aus-
mal ein Rechtsanspruch, in dem die Gerichtspraxis gesetzlich
als Berufs-, Ernennungs- oder Eintragungserfordernis vorgesehen
ist. Die Zulassung fiir einen l&ngeren Zeitraum kann nach Maf-
gabe der budgetéren, personellen und rdumlichen Méglichkeiten
erfolgen.

(2) Von der Gerichtspraxis sind Personen ausgeschlossen,

1. die nicht die volle Handlungsfshigkeit besitzen,

2. die wegen einer mit Vorsatz begangenen strafbaren Hand-
lung zu einer drei Monate lbersteigenden Freiheitsstrafe
verurteilt worden sind, solange die Verurteilung nicht der
Beschrénkung der Auskunft aus dem Strafregister unter-

liegt oder getilgt ist,
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3. gegen die wegen eines Verbrechens ein Strafverfahren
eingeleitet ist oder
4. die fur einen noch nicht abgelaufenen Zeitraum von der
Gerichtspraxis ausgeschlossen wurden (§ 12 Abs. 3).
(3) Dem Antrag auf Zulassung zur Gerichtspraxis sind ein Lebens-
lauf und zwei Lichtbilder der Zulassungswerberin oder des
Zulassungswerbers anzuschlieBen. Der Antrag hat die Erklarung
zu enthalten, ob die Zulassungswerberin oder der Zulassungs-
werber die Aufnahme in den richterlichen Vorbereitungsdienst
anstrebt. Die Rechtspraktikantin oder der Rechtspraktikant kann
die Erklarung, ob sie oder er die Aufnahme in den richterlichen
Vorbereitungsdienst anstrebt, jederzeit schriftlich abdndern.
(3a) Die Prasidentin oder der Prasident des Oberlandesgerichtes
hat die Zulassungsvoraussetzungen nach § 2 Abs. 2 zu prifen.
Sie oder er hat dabei insbesondere durch die dafiir erforderliche
Einsichtnahme in die Verfahrensautomation Justiz im Rahmen
einer schriftlich dokumentierten Verarbeitung zu erheben, ob der
Ausschlussgrund nach § 2 Abs. 2 Z 3 vorliegt. Die abgefragten
personenbezogenen Daten und besonderen Kategorien personen-
bezogener Daten dirfen nur solange verarbeitet werden, als dies
zur Zweckerreichung unbedingt erforderlich ist. Die Présidentin
oder der Prasident des Oberlandesgerichtes hat tiberdies eine
Strafregisterauskunft gemaB § 9 des Strafregistergesetzes 1968,
BGBI. Nr. 277/1968, einzuholen und schriftlich dokumentiert zu
verarbeiten. Die Strafregisterauskunft ist nach ihrer Uberprifung
unverziglich zu l&schen.
(4) Durch die Zulassung zur Gerichtspraxis und deren Ableistung
wird kein Dienstverhéltnis, sondern ein Ausbildungsverhaltnis

begriindet.

Beginn der Gerichtspraxis

§ 3. (1) Die Gerichtspraxis beginnt mit dem im Zulassungs-
bescheid festgesetzten Monatsersten. Wird die Gerichtspraxis
nicht an diesem Tag angetreten oder wird die Leistung der
Angelobung verweigert, so tritt der Zulassungsbescheid riick-
wirkend auBer Kraft. Diese Rechtsfolge tritt nicht ein, wenn der
Nichtantritt innerhalb einer Woche gerechtfertigt (§ 10) und die
Gerichtspraxis am Tag nach Wegfall des Hinderungsgrundes,
spéatestens aber am zwdlften Arbeitstag nach dem im Zulassungs-

bescheid festgesetzten Tag angetreten wird.
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(2) Die Gerichtspraxis gilt auch dann als an einem Monatsersten
angetreten, wenn sie am ersten Arbeitstag des Monats an-

getreten wird.

Angelobung

§ 4. (1) Der Rechtspraktikant hat bei Antritt der Gerichtspraxis
gegeniiber dem Vorsteher des Gerichtes, dem er zur Ausbildung
zugewiesen wurde, folgende Angelobung zu leisten: ,Ich gelobe,
dass ich die in der Republik Osterreich geltende Rechtsordnung
befolgen und alle mit der Gerichtspraxis verbundenen Pflichten
treu und gewissenhaft erfiillen sowie insbesondere die Pflicht
zur Verschwiegenheit wahren werde.”

(2) Die Angelobung ersetzt den Schriftfiihrereid nach § 15 der
Jurisdiktionsnorm, RGBI. Nr. 111/1895.

Ablauf der Ausbildung

§ 5. (1) Der Président des Oberlandesgerichtes fihrt die Oberauf-
sicht Uiber die Gerichtspraxis. Er hat zu bestimmen, wo, in welcher
Dauer und in welchen Geschéftssparten ein Rechtspraktikant
auszubilden ist (Ausbildungsplan).

(2) Die Ausbildung in der Dauer von fiinf Monaten hat jedenfalls
beim Bezirksgericht und beim Landesgericht zu erfolgen. Einer
Ausbildung in Strafsachen bei Gericht steht jene bei einer Staats-
anwaltschaft unter sinngem&Ber Anwendung dieses Bundes-
gesetzes gleich. Fur die Verwendung bei der Staatsanwaltschaft
gelten sinngemaB die Bestimmungen der §§ 32 Abs. 3 und 38 Abs.
2 des Staatsanwaltschaftsgesetzes (StAG), BGBI. Nr. 164/1986.
(3) Der Vorsteher des Gerichtes fithrt die Aufsicht iliber die
Gerichtspraxis. Er hat den Rechtspraktikanten gegebenenfalls
einzelnen Gerichtsabteilungen zuzuweisen. Der Vorsteher des
Gerichtes und der Leiter der Gerichtsabteilung haben fiir eine
dem Zweck der Gerichtspraxis entsprechende Ausbildung des
Rechtspraktikanten Sorge zu tragen.

(4) Wiinschen des Rechtspraktikanten zu der vom Présidenten
des Oberlandesgerichtes und vom Vorsteher des Gerichtes zu
treffenden Auswahl soll nach MaBBgabe der Erfordernisse der
Ausbildung und der dienstlichen Interessen tunlichst entsprochen

werden.,



Gestaltung der Ausbildung

§ 6. (1) Die Ausbildung ist so zu gestalten, dass der Rechts-

praktikant durch Mithilfe an der Bearbeitung der bei Gericht

vorkommenden Angelegenheiten der Rechtspflege einen még-

lichst umfassenden Einblick in die richterliche Tatigkeit sowie

in die Aufgaben der Geschéftsstelle erhélt und die sonstigen

gerichtlichen Einrichtungen kennenlernt. Er ist soviel wie méglich

zur Ausarbeitung von Entscheidungsentwiirfen und zu anderer

konzeptiver Vorarbeit heranzuziehen. Er ist—soweit dies mit

dem Zweck der Ausbildung vereinbar ist— auch als Schriftfiihrer

einzusetzen. Die Verwendung als Schriftfiihrer hat grundsétzlich

nicht im bloBen Schreiben nach Ansage zu bestehen.

(2) Ab dem sechsten Ausbildungsmonat der Gerichtspraxis ist

§10 Abs. 1RStDG sinngem&B anzuwenden.

(3) Rechtspraktikantinnen und Rechtspraktikanten kénnen nach

einer finfmonatigen Ausbildung bei einem Bezirks- und Landes-

gericht (bzw. bei einer Staatsanwaltschaft) unter sinngemé&Ber

Anwendung dieses Bundesgesetzes auch

1. bei einem Oberlandesgericht,

2. bei einer Oberstaatsanwaltschaft,

3. beim Obersten Gerichtshof, wie insbesondere im
Evidenzbiiro,

4. bei der Generalprokuratur,

5. in einer Justizanstalt und

6. im Bundesministerium fur Justiz

ausgebildet werden.

§ 7—Beachte fiir folgende Bestimmung:
Ist auch auf die bereits in Ausbildung stehenden Rechts-
praktikantinnen  und anzuwenden

(vgl. § 29 Abs. 2g).

Rechtspraktikanten

Ubungskurse

§ 7. Rechtspraktikantinnen und Rechtspraktikanten haben — nach
MaBgabe der organisatorischen, personellen und r&umlichen
Méglichkeiten — an den fir Richteramtsanwérterinnen und
Richteramtsanwérter eingerichteten Ubungskursen (§ 14 RStDG)
oder an fir Rechtspraktikantinnen und Rechtspraktikanten ein-

gerichteten eigenen Ubungskursen teilzunehmen.

§ 8—Beachte fiir folgende Bestimmung:
Ist auch auf die bereits in Ausbildung stehenden Rechts-
praktikantinnen  und anzuwenden

(vgl.§29 Abs. 2g).

Rechtspraktikanten

Ausbildungsausweis und Beurteilung

§ 8. (1) Fur Rechtspraktikantinnen und Rechtspraktikanten ist
ein Ausbildungsausweis zu fiihren, in dem jeweils nach Ablauf
einer Zuweisung das Gericht bzw. die Staatsanwaltschaft, der
Ausbildungszeitraum, die Geschéftssparten und die oder der mit
der Ausbildung betraute Richterin oder Richter bzw. die oder der
mit der Ausbildung betraute Staatsanwéltin oder Staatsanwalt
sowie die von dieser oder diesem abgegebene Beurteilung an-
zufiihren sind.

(2) Die Beurteilung der jeweils erbrachten Leistungen hat unter
sinngemaBer Anwendung der Bestimmungen der §§ 12 Abs. 1 und
2 sowie 54 Abs. 3 RStDG zu erfolgen.

(3) Bei Rechtspraktikantinnen und Rechtspraktikanten, die
eine Aufnahme in den richterlichen Vorbereitungsdienst nicht
anstreben, kann sich die Begriindung der Beurteilung auf eine
komprimierte Beschreibung und zusammenfassende Darstellung
der Erwagungen beschranken.

(4) Nach Beendigung der Gerichtspraxis ist der Ausbildungsaus-
weis von der Prasidentin bzw. vom Prasidenten des Oberlandes-

gerichts aufzubewahren.

Allgemeine Pflichten

§ 9. (1) Der Rechtspraktikant hat sich mit FleiB und Eifer der
Ausbildung zu widmen und die ihm im Rahmen der Ausbildung
Ubertragenen Aufgaben gewissenhaft und zielstrebig zu erfillen.
Er hat die Anordnungen der mit seiner Ausbildung betrauten
Organe zu befolgen.

(2) Der Rechtspraktikant hat die Befolgung einer Anordnung
abzulehnen, wenn sie entweder von einem unzustandigen Organ
erteilt wurde oder die Befolgung gegen strafgesetzliche Vor-
schriften verstoBen wiirde.

(3) Die Pflicht zur Verschwiegenheit bestimmt sich sinngemaB
nach § 58 Abs. 1 bis 3 RStDG; sie besteht auch nach Beendigung
der Gerichtspraxis fort.

(4) Der Rechtspraktikant hat die gerichtlichen Dienststunden

einzuhalten. Soweit es der Dienst- und Verhandlungsablauf

Anhang 65



ausnahmsweise erfordern, hat er auf Anordnung auch auBerhalb
der gerichtlichen Dienststunden zur Verfiigung zu stehen. Eine
Heranziehung auBerhalb der gerichtlichen Dienststunden ist
durch Freizeit auszugleichen.

(5) Wahrend der Ausbildung in Strafsachen muss der Rechts-
praktikant - sofern er nicht durch eine kérperliche Behinderung
beeintrachtigt ist - in der Lage sein, Verhandlungsprotokolle mit
durchschnittlichem Schwierigkeitsgrad ohne Beeintrachtigung

des Verhandlungsverlaufes aufzunehmen und wiederzugeben.

Abwesenheit von der Gerichtspraxis

§ 10. Ist ein Rechtspraktikant durch Krankheit oder aus anderen
wichtigen Griinden verhindert, die gerichtlichen Dienststunden
einzuhalten, so hat er dies ohne Verzug dem Vorsteher des
Gerichtes, dem er zur Ausbildung zugewiesen ist, anzuzeigen
und auf dessen Verlangen den Grund der Verhinderung zu

bescheinigen.

Meldepflichten

§ 11. (1) Der Rechtspraktikant hat Anderungen seines Namens,
seines Familienstandes oder seines Wohnsitzes, den Bestand, die
Aufnahme, Anderung oder Beendigung eines Dienstverhaltnisses,
die Einleitung eines Strafverfahrens nach der Strafprozess-
ordnung 1975 (StPO), BGBI. Nr. 631/1975, eine strafgerichtliche
Verurteilung sowie den Verlust der vollen Handlungsfahigkeit dem
Prasidenten des Oberlandesgerichtes im Wege des Vorstehers
des Gerichtes, dem er zur Ausbildung zugewiesen ist, zu melden.
Allfallige weitere Meldepflichten bleiben unberihrt.

(2) Der Meldung iber den Bestand, die Aufnahme oder die
Anderung eines Dienstverhéltnisses ist eine Bestétigung des
Dienstgebers anzuschlieBen, daB der Rechtspraktikant (weiterhin)

die gerichtlichen Dienststunden einhalten kann.

Pflichtenverletzung

§ 12. (1) Ein Rechtspraktikant, der schuldhaft seine Pflichten
verletzt, ist durch den Vorsteher des Gerichtes, dem er zur Aus-
bildung zugewiesen ist, nachweislich zu ermahnen.

(2) Einem Rechtspraktikanten, der trotz Ermahnung weiterhin
seine Pflichten verletzt, ist der Ausbildungsbeitrag je nach dem

Grad der Pflichtverletzung zu kiirzen.
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(3) Bei einer nach Art und Schwere besonders ins Gewicht
fallenden Pflichtverletzung ist der Rechtspraktikant - ohne daB
es einer Ermahnung nach Abs. 1 bedarf - von der Gerichtspraxis
auszuschlieBen. Je nach den Umsténden des Einzelfalles ist eine
Frist von mindestens drei Monaten und héchstens zwei Jahren
zu setzen, bis zu deren Ablauf der Rechtspraktikant von einer
neuerlichen Zulassung zur Gerichtspraxis ausgeschlossen bleibt.
(4) In dringenden Fallen kénnen sowohl der Vorsteher des Bezirks-
gerichtes als auch der Président des Gerichtshofes erster Instanz
die einstweilige AusschlieBung des Rechtspraktikanten von der
Gerichtspraxis verfigen; sie sind jedoch verpflichtet, hievon
gleichzeitig und unmittelbar dem Présidenten des Oberlandes-
gerichtes Mitteilung zu machen, der ohne Verzug tber die Auf-
rechterhaltung der getroffenen MaBnahme zu entscheiden hat.
(5) Tritt nachtraglich ein Umstand ein oder kommt hervor, auf
Grund dessen der Rechtspraktikant nicht zur Gerichtspraxis zu-
gelassen worden wiére, ist mit einer AusschlieBung vorzugehen;

Abs. 4 ist sinngemaB anzuwenden.

§ 13—Beachte fiir folgende Bestimmung
Ist auch auf die bereits in Ausbildung stehenden Rechts-
praktikantinnen  und anzuwenden

(vgl. §29 Abs. 2g).

Rechtspraktikanten

Freistellung

§ 13. (1) Bezogen auf ein Ausbildungsjahr hat die Rechts-
praktikantin oder der Rechtspraktikant Anspruch auf Freistellung
im AusmaB von 25 Arbeitstagen. Der Verbrauch des Freistellungs-
anspruches ist jedoch in den ersten drei Monaten der Gerichts-
praxis auf zwei Arbeitstage fur jeden in der Gerichtspraxis
zurlickgelegten Kalendermonat beschrankt.

(2) Die Freistellung hat unter Bedachtnahme auf die Erfordernisse
der Ausbildung durch die Leitung der jeweiligen Dienststelle, dem
die Rechtspraktikantin oder der Rechtspraktikant zur Ausbildung
zugewiesen ist, im Einvernehmen mit der Rechtspraktikantin oder
dem Rechtspraktikanten zu erfolgen. Kommt ein Einvernehmen
nicht zustande, entscheidet tiber die Freistellung die Prasidentin
oder der Prasident des Oberlandesgerichts.

(3) Aus wichtigen personlichen Grinden kann der Rechts-
praktikantin oder dem Rechtspraktikanten von der Leitung der

jeweiligen Dienststelle iber das im Abs. 1 angefiihrte AusmaB



hinaus eine dem Anlass angemessene Freistellung bis zu drei

Arbeitstagen im Ausbildungsjahr gewahrt werden.

Unterbrechung und Beendigung durch Erklarung

§ 14. (1) Der Rechtspraktikant kann die Gerichtspraxis durch
schriftliche Erkldrung unterbrechen oder auch vor Ausschépfung
der im Zulassungsbescheid festgelegten Dauer beenden. Die
schriftliche Erklérung ist spatestens zehn Arbeitstage vor der
beabsichtigten Unterbrechung oder Beendigung beim Vorsteher
des Gerichtes, dem der Rechtspraktikant zur Ausbildung zu-
gewiesen ist, einzubringen. Die Erkl&rung ist unverziglich an den
Présidenten des Oberlandesgerichtes weiterzuleiten.

(2) Eine unterbrochene Gerichtspraxis kann vom Rechts-
praktikanten nach vorheriger schriftlicher Meldung an den
Prasidenten des Oberlandesgerichtes bis zur Ausschépfung der
im Zulassungsbescheid festgelegten Dauer fortgesetzt werden,
wobei die fortzusetzende Gerichtspraxis nach einer frei ge-
wahlten Unterbrechung jeweils nur am ersten Arbeitstag eines
Kalendermonates, ansonsten an dem vom Préasidenten des Ober-
landesgerichtes bestimmten Arbeitstag angetreten werden darf.
(3) Ist eine Gerichtspraxis 27 Monate unterbrochen, so gilt sie

als beendet.

§ 15— Beachte fiir folgende Bestimmung
Ist auch auf die bereits in Ausbildung stehenden Rechts-
praktikantinnen  und anzuwenden

(vgl.§29 Abs. 2g).

Rechtspraktikanten

Unterbrechung durch Zeitablauf

§ 15. Ist eine Rechtspraktikantin oder ein Rechtspraktikant aus
anderen Griinden als wegen Freistellung insgesamt lénger als
zwdlf Arbeitstage von der Gerichtspraxis abwesend, so gilt ihre

oder seine Gerichtspraxis als unterbrochen.

Ausbildungsbeitrag
§ 16. Den Rechtspraktikanten gebiihrt fiir die Dauer der Gerichts-

praxis ein Ausbildungsbeitrag.

Hohe des Ausbildungsbeitrages
§ 17. (1) Der Ausbildungsbeitrag betragt fir einen Kalendermonat

50% des Monatsentgelts einer Vertragsbediensteten oder eines

Vertragsbediensteten wahrend der Ausbildungsphase (§ 72 Abs. 1
VBG) der Entlohnungsgruppe v1, Entlohnungsstufe 1.

(2) Fur je drei Monate der Gerichtspraxis gebihrt eine Sonder-
zahlung in Héhe von 50 vH des Ausbildungsbeitrages gemafB
Abs. 1 und der Kinderzulage geméf § 19.

Kiirzung und Entfall des Ausbildungsbeitrages

§ 18. (1) Einem Rechtspraktikanten, der die Gerichtspraxis vor
dem letzten Arbeitstag im Monat beendet oder unterbricht oder
der von der Gerichtspraxis ausgeschlossen wird, gebihrt nur
ein entsprechender Teilbetrag, wobei fiir jeden in der Gerichts-
praxis zuriickgelegten Tag ein DreiBigstel des monatlichen Aus-
bildungsbeitrages zu rechnen ist. Sinngemé&B gebiihrt auch bei
der Sonderzahlung nur ein entsprechender Teilbetrag, wobei fir
jeden in der Gerichtspraxis zuriickgelegten Tag ein Neunzigstel
der Sonderzahlung zu rechnen ist.

(2) Solange ein Rechtspraktikant nicht die im § 9 Abs. 5 vor-
gesehenen Fahigkeiten aufweist, steht der Ausbildungsbeitrag
fur die Dauer der Ausbildung in Strafsachen nur zur Halfte zu;
sinngemaB gilt dies auch fiir Sonderzahlungen.

(3) Fur die Zeit, in der der Rechtspraktikant eigenmachtig der
Ausbildung fernbleibt, ohne einen Rechtfertigungsgrund zu
bescheinigen, entféllt der Ausbildungsbeitrag, wobei Abs. 1
sinngeméfB Anwendung findet.

(4) Rechtspraktikanten, die eine Leistung aus einem der Ver-
sicherungsfélle des Alters aus der Pensionsversicherung nach
dem Allgemeinen Pensionsgesetz (APG), BGBI. | Nr. 142/2004,
dem Allgemeinen Sozialversicherungsgesetz (ASVG), dem
Gewerblichen Sozialversicherungsgesetz (GSVG), BGBI. Nr.
560/1978, dem Bauern-Sozialversicherungsgesetz (BSVG) oder
dem Bundesgesetz liber die Sozialversicherung freiberuflich
selbstéandig Erwerbstétiger (FSVG), BGBI. Nr. 624/1978, ein
Sonderruhegeld nach dem Nachtschicht-Schwerarbeitsgesetz
(NSchG), BGBI. Nr. 354/1981, oder einen Ruhegenuss aus einem
Dienstverhéltnis zu einer éffentlich-rechtlichen Kérperschaft be-
ziehen oder die Anspruchsvoraussetzungen fiir eine Pension aus
einem der Versicherungsfélle des Alters erfillen, haben keinen
Anspruch auf den Ausbildungsbeitrag. Das gilt auch bei Bezug
vergleichbarer ausléndischer Leistungen, wenn diese hinsichtlich
der Zuerkennung einer Ausgleichszulage inlandischen Leistungen

gleich gestellt sind oder diese (insgesamt) monatlich mindestens

Anhang 67



die Hhe des Ausgleichszulagenrichtsatzes geméaB § 293 Abs. 1
lit. a ASVG erreichen.

Kinderzulage und Fahrtkostenzuschuss

§ 19. (1) Die fir die Bundesbeamten geltenden Bestimmungen
betreffend Kinderzulage und Fahrtkostenzuschuss sind auf
Rechtspraktikanten mit der MaBgabe sinngem&B anzuwenden,
dass Kinderzulage und Fahrtkostenzuschuss nur fiir Zeitrdume
zustehen, fiir die ein Ausbildungsbeitrag gebiihrt, und dass die
Auszahlung jeweils gleichzeitig mit dem Ausbildungsbeitrag zu
erfolgen hat.

(2) Der Anspruch auf Fahrtkostenzuschuss entfsllt, wenn der
Rechtspraktikant aus Griinden, die nicht im Ausbildungsinteresse
gelegen sind, auf seinen Wunsch einem anderen als dem der
Wohnung nachstgelegenen Bezirksgericht (Gerichtshof erster
Instanz) zugewiesen wird. Der Entfall des Ausbildungsbeitrags
nach § 18 Abs. 4 lasst den Anspruch auf Fahrtkostenzuschuss
unberihrt.

(3) Hat der Rechtspraktikant nur deshalb keinen Anspruch auf
Fahrtkostenzuschuss, weil er zur Vermeidung regelméaBiger
Fahrten zwischen dem Gericht, dem er zur Ausbildung zu-
gewiesen ist, und der nachstgelegenen Wohnung sich am Sitz
des Ausbildungsgerichtes eine voriibergehende Unterkunft
nimmt, so gebihrt ihm als Ersatz fur die Unterkunftskosten eine
Aufwandsentschadigung bis zur Héhe des sonst gebihrenden

Fahrtkostenzuschusses.

Auszahlung

§ 20. (1) Die Auszahlung des Ausbildungsbeitrages, der Kinder-
zulage und des Fahrtkostenzuschusses erfolgt durch Uber-
weisung auf ein vom Rechtspraktikanten anzugebendes Konto.
Die Uberweisung ist so vorzunehmen, dass dem Rechts-
praktikanten die fiir den laufenden Kalendermonat gebiihrenden
Betrége am letzten Arbeitstag des Monats zur Verfiigung stehen.
(2) Die Uberweisung der Sonderzahlungen hat gleichzeitig mit
den fiir die Monate Februar, Mai, August und November ge-
bihrenden Ausbildungsbeitrédgen zu erfolgen. Bei Beendigung
der Gerichtspraxis hat die Uberweisung spatestens innerhalb

eines Monats nach der Beendigung zu erfolgen.
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Ersatz von Ubergeniissen und Verjshrung

§ 21. Der Ersatz zu Unrecht empfangener Leistungen (Uber-
genusse), die Verjdhrung des Anspruches auf Leistung und des
Rechtes auf Riickforderung zu Unrecht entrichteter Leistungen
bestimmen sich nach den §§ 13a und 13b des Gehaltsgesetzes
1956.

Reisegebiihren

§ 23. Die fir Richteramtsanwérter geltenden Bestimmungen
der Reisegebiihrenvorschrift 1955, BGBI. Nr. 133, sind mit Aus-
nahme der Abschnitte V bis VIl des |. Hauptstiickes auf Rechts-
praktikanten mit der MaBgabe sinngem&B anzuwenden, dass

als Dienstort der Sitz des jeweiligen Ausbildungsgerichtes gilt.

Mutterschutz
§ 24. Die §§ 3 bis 9 des Mutterschutzgesetzes 1979, BGBI. Nr.

221, gelten fir weibliche Rechtspraktikanten sinngemaB.

Zulassung auf Grund eines auslédndischen Studiums

§ 25. Personen, die an einer ausladndischen Hochschule ein rechts-
wissenschaftliches Studium erfolgreich abgeschlossen haben
und der deutschen Sprache so weit méchtig sind, dass sie dem
Gang einer Gerichtsverhandlung zu folgen vermégen, kénnen
nach MaBgabe der budgetéren, personellen und rédumlichen

Méglichkeiten zur Gerichtspraxis zugelassen werden.

§ 26—Beachte fiir folgende Bestimmung:
Ist auch auf die bereits in Ausbildung stehenden Rechts-
praktikantinnen  und anzuwenden

(vgl.§29 Abs. 2g).

Rechtspraktikanten

Amtsbestéatigung

§ 26. (1) Die Rechtspraktikantin oder der Rechtspraktikant hat
Anspruch auf eine Amtsbestéatigung iiber die Gerichtspraxis. Die
Amtsbestéatigung ist nur auf Antrag auszustellen.

(2) In der Amtsbestatigung ist der wesentliche Inhalt des Aus-
bildungsausweises und der jeweiligen Beurteilungen hinsichtlich

der absolvierten Ausbildungsstationen (§ 8) darzustellen.



Zusténdigkeit und Verfahren

§ 27. Zusténdige Behdrde fur die nach diesem Bundesgesetz
durchzufiihrenden Verfahren ist die Présidentin bzw. der Prési-
dent des Oberlandesgerichts. Beschwerden gegen Bescheide,
mit denen die AusschlieBung von der Gerichtspraxis verfiigt wird
oder mit denen der Ausbildungsbeitrag gekiirzt wird, haben keine

aufschiebende Wirkung.

Verweisungen
§ 28. Soweit in diesem Bundesgesetz auf andere Bundesgesetze
verwiesen wird, sind diese in der jeweils geltenden Fassung

anzuwenden.

Ubergangsbestimmung zur Novelle BGBI. | Nr. 111/2010

§ 28a. Auf Zulassungswerber, die bis spatestens 30. Juni 2011
einen Antrag auf Zulassung zur Gerichtspraxis gestellt und
zum Zeitpunkt der Antragstellung sémtliche Zulassungsvoraus-
setzungen nach § 1 Abs. 1 und § 2 erfillt haben, ist (auch im Fall
spéaterer Unterbrechungen) die bis zum Ablauf des 30. Juni 2011
geltende Rechtslage weiter anzuwenden.
Aufhebung von Rechtsvorschriften, Inkrafttreten und
Vollziehung

§ 29. (1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Janner 1988 in Kraft.
(2) In der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. | Nr. 61/1997 treten
in Kraft:

1. §19 samt Uberschrift mit Wirksamkeit vom 1. Sept. 1996,
2. §14 Abs. 3, § 18 mit Wirksamkeit vom 1. Juni 1997.

(2a) § 1 Abs. 3, § 22, § 27 und § 29 Abs. 4 in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBI. | Nr. 109/2000 treten mit 1. August 2000
in Kraft.

(2b) Es treten in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. |

Nr. 87/2001 in Kraft:

1. §4 Abs. 1, §17 Abs. 2 und § 18 Abs. 1 und 2 mit 1.Juli2001,
2. §17 Abs. 1 mit 1. Jdnner 2002.

(2¢c) § 6 Abs. 3 und § 26a in der Fassung des Bundesgesetzes
BGBI. | Nr. 136/2002 treten mit 1. September 2002 in Kraft.
(2d) §8 5 Abs. 2, 4 Abs. 2 und 6 Abs. 3 in der Fassung des Bundes-
gesetzes, BGBI. | Nr. 112/2007 treten mit 1. Jadnner 2008 in Kraft.
(2e) § 7 Abs. 1, § 8, § 18 Abs. 4 und § 19 Abs. 2 und 3 in der
Fassung des Bundesgesetzes BGBI. | Nr. 52/2009 treten mit

18. Juni 2009 in Kraft. § 18 Abs. 4 gilt fur Rechtspraktikanten,
die ihre Zulassung zur Gerichtspraxis nach dem Inkrafttreten
beantragt haben.

(2f) In der Fassung des Budgetbegleitgesetzes 2011, BGBI. | Nr.

111/2010, treten in Kraft:

1. §1Abs.1,§5Abs. 1,86 Abs. 2 und 3, §7 Abs. 1, §9 Abs. 3,
§ 11 Abs. 1 und § 12 Abs. 5 mit 1. Janner 2011;

2. §5Abs. 2, §17 Abs. 1 und § 28a mit 1. Juli 2011.

(2g) § 6 Abs. 3 sowie §§ 7, 8, 13, 15 und 26 jeweils samt Uber-

schrift in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. | Nr. 119/2013

treten mit 1. September 2013 mit der MaBgabe in Kraft, dass die

Neuregelungen auch auf die bereits in Ausbildung stehenden

Rechtspraktikantinnen und Rechtspraktikanten anzuwenden sind.

(2h) Die mit dem Bundesgesetz BGBI. | Nr. 210/2013 verfiigte

Aufhebung von § 22 wird mit 1. Janner 2014 wirksam. § 27 in

der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. | Nr. 210/2013 tritt mit

1. Janner 2014 in Kraft.

(2i) § 6 Abs. 3 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. | Nr.

13/2015 tritt mit 1. Juli 2015 in Kraft.

(2j) § 6 Abs. 2, § 17 Abs. 1, § 27 und § 29 Abs. 2e in der Fassung

des Bundesgesetzes BGBI. | Nr. 39/2016 treten mit 1. Jénner

2017 in Kraft.

(2k) § 2 Abs. 3 und 3a in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI.|

Nr. 119/2016 tritt mit 1. Janner 2017 in Kraft.

(21) § 2 Abs. 3a in der Fassung des Materien-Datenschutz-An-

passungsgesetzes 2018, BGBI. | Nr. 32/2018, tritt mit 25. Mai

2018 in Kraft; gleichzeitig tritt § 26a samt Uberschrift auBer Kraft.

(3) Folgende Rechtsvorschriften werden aufgehoben:

1. 8816 und 17 des Gerichtsorganisationsgesetzes, RGBI. Nr.
217/1896,

2. das Gesetz RGBI. Nr. 1/1911 iber die Gerichtspraxis der
nicht im richterlichen Vorbereitungsdienste stehenden
Rechtspraktikanten und

3. die Verordnung RGBI. Nr. 5/1911 zum Vollzuge des Ge-
setzes Uiber die Gerichtspraxis der nicht im richterlichen
Vorbereitungsdienste stehenden Rechtspraktikanten.

(4) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist der Bundes-

minister fir Justiz, hinsichtlich des § 24 im Einvernehmen mit dem

Bundesminister fiir soziale Sicherheit und Generationen betraut.
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Anhang IV

Erlass vom 29. Dezember 2010, BMJ-Pr597.00/0002-Pr 6/2010, iiber die T&tigkeit als Rechts-
horerin oder Rechtshérer bei den Gerichten oder Staatsanwaltschaften

(Aktualisierung des Erlasses vom 3. Juni 1946, JMZ 4346/46)

Im Einvernehmen mit dem (nunmehrigen) Bundesministerium fiir Wissenschaft und Forschung er-
méglicht das Bundesministerium fiir Justiz im Interesse einer méglichst vielféltigen Ausbildung den
Studentinnen und Studenten der Rechtswissenschaften, wéhrend ihrer Studienzeit (hauptséchlich
in den Haupt- und Semesterferien) voriibergehend bei Gerichten oder Staatsanwaltschaften als
Rechtshérerinnen oder Rechtshérer tatig zu sein, um den Geschéftsbetrieb kennen zu lernen. Die
Dauer der Tatigkeit soll sechs bis acht Wochen betragen. Rechtshérerinnen und Rechtshérer kénnen
sowohl bei Landesgerichten als auch bei Bezirksgerichten oder Staatsanwaltschaften téatig sein.

Die Tatigkeit erfolgt freiwillig und unentgeltlich.

Anmeldung und Zulassung

Studentinnen und Studenten, die als Rechtshérerinnen oder Rechtshérer tatig sein wollen, kénnen
ihr Interesse unter Vorlage eines Studiennachweises beim jeweiligen Gericht oder bei der jeweiligen
Staatsanwaltschaft persénlich anmelden. Die Zulassung erfolgt nach MaBBgabe personeller Kapazi-
taten; es besteht kein Rechtsanspruch, als Rechtshérerin oder Rechtshérer zugelassen zu werden.
Die Zulassung erfolgt nach Errichtung eines Protokolls durch die Gerichtsvorsteherin/Présidentin
bzw. den Gerichtsvorsteher/Prasidenten oder die Leiterin bzw. den Leiter der Staatsanwaltschaft
im Wege einer formlosen schriftlichen Mitteilung. Diese Mitteilung wird auch dem Dekanat der
rechtswissenschaftlichen Fakultat, an der die Rechtshérerin bzw. der Rechtshérer inskribiert ist,

zugestellt. Die Zulassung kann aus wichtigen Griinden jederzeit widerrufen werden.

Tatigkeit
Rechtshérerinnen und Rechtshérer sollen ein Bild des Rechtsganges im Allgemeinen gewinnen und
mit den Akten vertraut gemacht werden. Zu diesem Zweck ist ihnen die Teilnahme an Verhandlungen
und Tagsatzungen in verschiedenen Gesché&ftsgattungen zu erméglichen. Zu Schriftfihrerdiensten
diirfen Rechtshérerinnen und Rechtshérer nur auf ausdriickliches Verlangen und nach voraus-
gegangener Ablegung des Schriftfiihrereides verwendet werden.

Uber die Tatigkeit ist nach ihrer Beendigung auf Verlangen eine Bestétigung iiber die Dauer
sowie die gezeigten Fahigkeiten und erbrachten Leistungen auszustellen.

Jedes Gericht und jede Staatsanwaltschaft hat am Jahresende ein Verzeichnis der bei ihm
bzw. ihr tatig gewesenen Rechtshérerinnen und Rechtshérer dem Préasidium des Oberlandesgerichtes
bzw. der Oberstaatsanwaltschaft vorzulegen und tber die Wahrnehmungen bei der Verwendung

von Rechtshérerinnen und Rechtshdrern zu berichten.

Rechtsberufe in Osterreich



	Vorwort
	1 Einleitung
	1.1 Vorbemerkung
	1.2 Allgemeines
	1.3 Ausgewählte Statistische Daten
	1.4 Verfassungsrechtliche Grundlagen, Organisation der österreichischen Gerichtsbarkeit
	1.4.1 Zuständigkeit für die Gerichtsbarkeit
	1.4.2 Ordentliche Gerichtsbarkeit
	1.4.3 Instanzenzug in der ordentlichen Gerichtsbarkeit
	1.4.4 Verwaltungsgerichtsbarkeit

	1.5 Gerichtshöfe des öffentlichen Rechts

	2 Gemeinsamkeiten der österreichischen Juristinnenausbildung
	2.1 Universitäre und praktische Berufsausbildung
	2.2 Studium des österreichischen Rechts
	2.3 Die Gerichtspraxis

	3 Die weiteren Ausbildungswege
	4 Beruf Richterin
	4.1 Grundlagen
	4.2 Aufnahme in den richterlichen Vorbereitungsdienst
	4.3 Ausbildung als Richteramtsanwärterin
	4.4 Richteramtsprüfung
	4.5 Ernennung zur Richterin der ordentlichen Gerichtsbarkeit
	4.6 Ernennung zur Verwaltungsrichterin
	4.7 Arbeitsgebiete der Richterin
	4.8 Die besondere Stellung der Richterin
	4.9 Rechtliche Verantwortlichkeit

	5 Beruf Staatsanwältin
	5.1 Grundlagen
	5.2 Ernennung zur Staatsanwältin
	5.3 Rechtliche Verantwortlichkeit

	6 Beruf Rechtspflegerin
	6.1 Allgemeines
	6.2 Arbeitsgebiete der Rechtspflegerin
	6.3 Zuständigkeitsabgrenzung zwischen Richterin und Rechtspflegerin
	Tätigkeitsbereiche der Rechtspflegerinnen

	6.4 Laufbahn und Ausbildung der Rechtspflegerin
	6.5 Die Rechtspflegerin im übrigen Europa

	7 Beruf Rechtsanwältin
	7.1 Allgemeines
	7.2 Voraussetzungen für die Berufsausübung
	7.3 Rechtliche Verantwortlichkeit
	7.4 Rechtsanwaltskammern
	7.5 Österreichischer Rechtsanwaltskammertag
	7.6 Finanzprokuratur – Anwältin und Beraterin der Republik

	8 Beruf Notarin
	8.1  Allgemeines
	8.2 Ausbildung
	8.3 Notariatsprüfung
	8.4 Ernennung zur Notarin
	8.5 Aufsicht über das Notariat; rechtliche Verantwortlichkeit
	8.6  Die Notariatskollegien
	8.7 Österreichische Notariatskammer

	9 Anhang



